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Meine hochverehrten Herren! 


Wenn ich heute hier das Wort ergreife, um über die Politik während des 
Krieges zu ſprechen, ſo möchte ich dazu beitragen, der Wahrheit zum Durchbruch 
zu verhelfen. Wir leben in einer erregten Zeit. Nach einem vierjährigen Kriege, 
dem blutigſten und entſetzlichſten Kriege, welchen die Menſchheit jemals gekannt 
hat, und in der Mitte der größten Revolution, die jemals da war, iſt dieſe 
Erregung nur allzu verſtändlich. Aber die Folge dieſer Erregung iſt, daß alle 
die Gerüchte, die durch die Luft flattern, die Wahres und Falſches vermiſchen, 
die Offentlichkeit irreleiten. Es iſt unbedingt notwendig, hier Klarheit zu 
ſchaffen. Die Gffentlichkeit hat ein Recht darauf zu erfahren, was eigentlich 
vorgefallen iſt, ſie hat ein Recht darauf zu erfahren, warum wir den ſo heiß 
erſehnten Frieden nicht erhalten konnten, ſie hat ein Recht darauf zu erfahren, 
ob und wo ein Verſäumnis vorliegt oder ob die überwältigende Kraft der Ver— 
hältniſſe die Politik in jene Bahnen gelenkt hat, in denen ſie ſich bewegte. Die 
Neuordnung der Verhältniſſe bei uns und in Deutſchland wird es mit ſich 
bringen, daß es keine geheimen Vorgänge mehr gibt. Es wird alſo der Tag 
kommen, an welchem, zum Glück, alles klargeſtellt wird, was bis jetzt als geheim 
galt. Da ich aber nicht weiß, wann dieſe Veröffentlichungen beendet ſein werden, 
ſo bin ich für die Möglichkeit, bereits heute den Schleier von gewiſſen noch 
unbekannten Tatſachen ziehen zu können, ſehr dankbar. Ich werde mich bei der 
Behandlung dieſes Themas der Beſprechung jener konſtitutionellen Faktoren 
enthalten, welche dereinſtens eine große Macht waren und es heute nicht mehr 
ſind. Ich werde dies deshalb tun, weil es mir unrichtig vorkäme, Perſonen in 
die Diskuſſion zu ziehen, die heute ſchwer antworten und ſich nicht verteidigen 
können. Ich muß auch der auſtro-deutſchen Preſſe das ehrende Zeugnis aus— 
ſtellen, daß ſie im großen und allgemeinen beſtrebt iſt, dem früheren Kaiſer alle 
Kränkungen zu erſparen. Ausnahmen natürlich ſind vorhanden. Exceptiones 
firmant regulam. Es gibt in Wien wie überall Männer, denen Angriffe um jo 
verlockender erſcheinen, je weniger der Angegriffene in der Lage iſt, ſich zu ver— 
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teidigen. Aber glauben Sie mir meine Herren, die, die jo denken, find nicht die 


Tapferſten, nicht die Beſten und auch nicht die Verläßlichſten, und ſeien wir froh, 
daß ſie ſich in einer ſo verſchwindenden Minorität befinden. 


Aber meine Herren, ich komme zu meinem eigentlichen Thema Re: ich 


möchte, bevor ich auf verſchiedene Phaſen der Friedenstätigkeit eingehe, zwei 
Dinge konſtatieren: Erſtens, daß ſeit dem Eintritt Italiens und Rumäniens in 
den Krieg und vor allem ſeit dem Eintritte Amerikas in den Krieg der „Sieg⸗ 
frieden“ unſererſeits meiner Anſicht nach eine Utopie geworden war, eine Utopie, 
welche leider durch die deutſchen Militärs immer genährt wurde und zweitens 
möchte ich vorgreifend konſtatieren, daß wir niemals ein Friedensangebot von 
der Entente erhalten haben. Es haben verſchiedene Male Fühlungnahmen 
zwiſchen unſeren und Vertretern der Entente ſtattgefunden, aber dieſe Fühlung⸗ 
nahmen haben ſich leider niemals bis zu konkreten Bedingungen verdichtet. Wir 
hatten öfters den Eindruck, daß wir imſtande ſeien, einen Separatfrieden ohne 
Deutſchland ſchließen zu können, jedoch niemals wurden uns die konkreten 
Bedingungen genannt, unter welchen Deutſchland ſeinerſeits Frieden ſchließen 
könne. Niemals wurde uns vor allem erklärt, daß Deutſchland ſeinen vor⸗ 
kriegeriſchen Beſitzſtand werde behalten können, und immer wurden wir dadurch 
in der Situation belaſſen, einen Verteidigungskrieg für Deutſchland führen zu 
müſſen. Wir waren durch unſeren Vertrag zur gemeinſamen Verteidigung des 
vorkriegeriſchen Beſitzſtandes gezwungen, dadurch, daß die Entente niemals 
erklären wollte, daß ſie mit einem Deutſchland ſprechen wolle, welches keine 
Eroberurgsabfichten habe, daß die Entente immer erklärte, fie wolle Deutſch⸗ 
land vernichten, zwang ſie uns gewaltſam den Verteidigungskrieg für Deutſch⸗ 
land auf und erſchwerte unſere Rolle in Berlin ganz unermeßlich. Auch uns 
hat man bei dieſen Unterlaſſungen niemals unſeren vorkriegeriſchen Veſitzſtand 
zugeſagt, aber bei uns war der Wunſch nach dem Frieden ſo ſtark, daß wir 


territoriale Konzeſſionen gemacht hätten, wenn wir damit den allgemeinen Frieden 


erreicht hätten. Das war aber nicht der Fall, denn wenn wir beiſpielsweiſe 
Italien, welches ja in erſter Linie gegen uns und nicht gegen Deutſchland Krieg 
führte, wenn wir Italien noch ſo große Konzeſſionen gemacht hätten, wenn wir 
ihm alles das verſprochen hätten, was es tatſächlich heute in Beſitz genommen 
hat, ſo hätte es dennoch keinen Frieden ſchließen können, weil es ſeinerſeits durch 
die Bundespflicht und durch die Verhältniſſe gezwungen, erſt Frieden ſchließen 
konnte, wenn auch England und Frankreich mit Deutſchland Frieden ſchloſſen. 
Wenn alſo nur ein Frieden mit Opfern möglich war, ſo iſt es klar, daß 
im Prinzip zwei Wege ſich öffneten, um zu dieſem Ziele zu gelangen: Der 


eine Weg war der allgemeine Frieden, d. h. gemeinſam mit Deutſchland und der 
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zweite der Separatfrieden. Auf die überwältigenden Schwierigkeiten der erfteren 


Eventualität werde ich ſpäter zu ſprechen kommen, jetzt möchte ich erſt einige 


Worte über den Separatfrieden verlieren. 
Ich perſönlich, hätte einen Separatfrieden niemals geſchloſſen. Ich habe 
niemals vergeſſen, auch in den Stunden der Enttäuſchung, ja ich kann ſagen 


der Verzweiflung nicht, in Stunden der Verzweiflung darüber, daß ich nicht 


imſtande war, die Berliner Politik in ein vernünftiges Geleiſe zu bringen, auch 
in ſolchen Stunden habe ich niemals vergeſſen, daß das Bündnis mit dem 
Deutſchen Reiche kein Bündnis im vulgären Sinne iſt, kein Bündnis, welches 
zwei Kaiſer oder zwei Regierungen geſchloſſen haben und welches ſich einfach 
zerreißen läßt, ſondern ein Blutsbündnis, ein Blutsbündnis zwiſchen den zehn 
Millionen Auſtrodeutſchen und den ſiebzig Millionen des Reiches, welches nicht 
zerriſſen werden darf. Und niemals habe ich vergeſſen, daß die damals in Deutſch⸗ 
land führenden Militärs nicht das deutſche Volk waren und daß wir das Bündnis 
mit dem deutſchen Volk und nicht mit einigen herrſchenden Männern geſchloſſen 
hatten. Aber ich leugne nicht, daß ich in den Augenblicken, wo ich ſah, daß ich 
mit meiner Politik nicht durchdringen könne, den Gedanken ventilierte, dem 
Kaiſer vorzuſchlagen, er möge an meiner Stelle einen jener Männer ernennen, 
welche in der Trennung von Deutſchland das Heil erblickten. Und immer wieder 
bin ich von dieſem Beſchluſſe abgekommen, weil ich die feſte Überzeugung 
gewonnen habe, daß ein Separatfrieden eine phyſiſche Unmöglichkeit wäre. Die 
Monarchie lag wie ein großer Block zwiſchen Deutſchland und dem Balkan. 
Deutſchland hatte dort große Truppenmengen, von denen es nicht getrennt 
werden konnte, es bezog Ol und Getreide vom Balkan; wenn wir es vom Balkan 
abſchnitten, berührten wir ſeinen empfindlichſten Lebensnerv. Ferner hätte die 
Entente ſelbſtverſtändlich als erſte Bedingung verlangt, daß wir uns der Blockade 
anſchließen und endlich wäre mit unſerem Austritt auch Bulgarien und die Türkei 
automatiſch abgefallen. Deutſchland konnte, wenn wir austraten, den Krieg nicht 
weiter führen. Bei dieſer Situation iſt es gar kein Zweifel, daß die deutſche Heeres— 
leitung einige Diviſionen nach Böhmen und nach Tirol geworfen hätte, um uns 
dasſelbe Schickſal zu bereiten, wie ſeinerzeit Rumänien. Die Monarchie, vor allem 
Böhmen, wäre ſofort zum Kriegsſchauplatz geworden. Aber noch mehr. Im Innern 
des Reiches hätte ein ſolcher Schritt ſofort den Bürgerkrieg entfacht. Niemals 


wären die Deutſchen Sſterreichs gegen ihre Brüder gegangen und niemals 


hätten die Ungarn — die Ungarn Tiszas — einer ſolchen Politik Gefolgſchaft 
geleiſtet. Wir konnten den Krieg, den wir gemeinſam 
begonnen haben, nicht mehr einſeitig beenden. Wir konnten 


aus dieſem Krieg nicht aussteigen, wir konnten nur mit Deutſchland gegen Die 
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Entente oder mit der Entente gegen Deutjchland kämpfen, bis Deutſchland 
ſelbſt den Krieg aufgab. Einen kleinen Vorgeſchmack, wie die Dinge gekommen 
wären, haben wir ja durch den in letzter Stunde von Andraſſy verjuchten 
ſeparatiſtiſchen Schritt bekommen. Dieſes ganz geſchlagene, bereits vernichtete und 
am Boden liegende Deutſchland hat noch immer die Kraft gefunden, Truppen 
nach Tirol zu werfen und wenn die Revolution nicht wie ein Feuerbrand ganz 
Deutſchland ergriffen hätte, wenn ſie nicht den Krieg erſtickt hätre, ich weiß nicht, 
ob nicht Tirol in letzter Stunde noch zum Kriegsſchauplatz geworden wäre. Aber 
meine Herren, ich gehe weiter. Das Experiment des Separatfriedens hätte uns 
nicht nur den Bürgerkrieg gebracht, es hätte nicht nur die Monarchie zum Kriegs⸗ 
ſchauplatz gemacht, auch das Endergebnis des Krieges wäre ungefähr das gleiche 
geblieben. Die Auflöſung der Monarchie in ihre verſchiedenen nationalen Beſtand⸗ 
teile war von jeher ein Poſtulat der Entente. Ich erinnere an die Londoner Kon⸗ 
ferenz. Ob aber der Staat aufgelöſt wird aus Belohnung für die Völker oder aus 
Strafe für den Staat, bleibt ſich im Effekt gleich. Auch in dieſem Falle wäre 
„Deutſchöſterreich“ entſtanden und ſchwerlich hätte das deutſchöſterreichiſche Volk 
bei dieſer Entwicklung eine Haltung eingenommen, welche es zum Bundesgenoſſen 
der Entente gemacht hätte. Ich hatte allerdings als k. u. k. Miniſter die Pflicht, 
auch die dynaſtiſchen Intereſſen zu vertreten und ich habe mir dies ſtets vor 
Augen gehalten. Aber ich glaube, auch in dieſer Beziehung wäre das Ende das 
gleiche geweſen. Vor allem war die Auflöſung der Monarchie in ihre nationalen 
Teile auf geſetzlichem Wege gegen den deutſchen und ungariſchen Widerſtand 
ein Ding völliger Unmöglichkeit. Die Deutſchen Oſterreichs hätten es ferner der 
Krone niemals verziehen, wenn ſie einen Krieg mit Deutſchland begonnen hätte, 
immer wäre der Kaiſer gegen die ſtarke republikaniſche Tendenz der Tſchechen 
geſtoßen und immer wäre er in der ſüdflawiſchen Frage in Konflikt geraten 
mit dem König von Serbien, welcher ſelbſtverſtändlich als Bundesgenoſſe der 
Entente näher ſtand, als die Habsburger. Und niemals ſchließlich hätten es die 
Ungarn dem Kaiſer verziehen, wenn er freiwillig große Territorien an Böhmen 
und an den ſüdſlawiſchen Staat abgetreten hätte, und fo glaube ich, daß die 
Krone in dieſem Wirbel ebenſo untergegangen wäre, wie ſie jetzt untergegangen 
iſt. Ein Separatfrieden war eine phyſiſche Unmöglichkeit. 
Es blieb der zweite Weg, den Frieden mit Deutſchland zu machen. Bevor ich auf 
die Schwierigkeiten eingehe, die dieſen Weg unmöglich machten, muß ich kurz 
erklären, worin unſere große Abhängigkeit von Deutſchland begründet war: 
Erſtens in militäriſcher Hinſicht. Immer und immer wieder brauchlen wir die 
deutſche Hilfe. In Rumänien, in Italien, in Serbien und in Rußland haben wir 
gemeinſam mit den Deutſchen geſiegt. Wir waren in der Lage des armen Ver⸗ 
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wandten, welcher von der Güte des reichen Vetters lebt. Es iſt aber unmöglich, 
gleichzeitig als Bittender und als politiſcher Vormund aufzutreten, insbeſondere 
dann, wenn der Partner preußiſcher Offizier iſt. In zweiter Linie war unſere 
Abhängigkeit begründet durch den Stand unſeres Ernährungsweſens. Immer 
und immer wieder waren wir gezwungen, in Berlin um Hilfe zu erſuchen, weil 
die vollſtändige Desorganiſation auf dem Gebiete unſeres Ernährungsweſens 
uns in die ſchrecklichſten Lagen brachte. Die Hungerblockade, welche Ungarn 
einerſeits und die k. k. Behörden mit ihren Zentralen anderſeits gegen die 
Bevölkerung machten, zwangen uns hiezu. Ich erinnere mich, daß ich in der 
Zeit von Breſt⸗Litowsk, als ich im heftigſten Streit mit den deutſchen Unter⸗ 
händlern lag, von Wien aus gezwungen wurde, in Berlin einen Fußfall um 
tahrungsmittel zu machen. Die Herren werden ſich eine Vorſtellung machen 
können, wie ſchwächend ſolche Fälle auf die Tätigkeit eines Miniſters wirken 
müſſen. Drittens, endlich war unſere Abhängigkeit bedingt durch die finanzielle 
Lage. Wir bezogen monatlich von Deutſchland über hundert Millionen Mark, 
um unſere Valuta zu ſtützen, eine Summe, welche im Laufe des Krieges auf 
über vier Milliarden angewachſen iſt, und wir brauchten dieſes Geld ſo not⸗ 
wendig, wie die deutſchen Diviſionen und das deutſche Brot. Und trotz dieſer 
Abhängigkeit blieb der einzige Weg, zum Frieden zu gelangen, der, Deutſchland 
in unſer politiſches Geleiſe zu bringen, das heißt Deutſchland zu bewegen, einen 
Frieden mit Opfern zu ſchließen. Immer war die Situation nur 
die, daß wir in einem denkbar günſtigen militäriſchen 
Momente einen Frieden hätten vorſchlagen können, 
welcher, mit bedeutenden Opfern verbunden, vielleicht 
die Hoffnung gehabt hätte, von den Feinden angenommen 
zu werden. Die deutſchen Militärs aber wurden, je glänzender ihre Erfolge 
waren, deſto anſpruchsvoller und weniger denn je war es möglich, ſie nach 
großen Siegen zu einer ſolchen Verzichtpolitik zu bewegen. Ich glaube übrigens, 
daß es einen einzigen Moment in der Geſchichte dieſes Krieges gegeben hat, in 
welchem eine ſolche Demarche wirklich ſehr hoffnungsvoll ſchien. Das war nach 
der berühmten Schlacht von Gorlice. Damals, als die ruſſiſchen Armeen zurück⸗ 
fluteten, als die ruſſiſchen Feſtungen wie die Kartenhäuſer fielen, bereitete ſich 
bei manchen unſerer Feinde eine Veränderung in der Pſyche vor. Ich war 
damals noch Geſandter in Rumänien. Majorescu war nicht abgeneigt, 
ſich aktiv auf unſere Seite zu ſtellen und die rumäniſche Armee, welche 
nach Beßarabien vorgeſtoßen wäre, wäre weit in den Rücken der zurückflutenden 
ruſſiſchen gekommen und hätte nach menſchlicher Berechnung in Rußland ein 
Debakel herbeiführen müſſen. Vielleicht wäre dann jener Zuſammenbruch, den 


— 7 — 


wir jpäter in Rußland erlebt haben, bereits damals eingetreten und damals, 
wo es noch kein „Amerika“ am Horizont gab, hätte man nach einem ſolchen Erfolg 
vielleicht den Krieg beenden können. Ein ſolches Vorgehen aber hatte zwei Vor⸗ 
ausſetzungen: Erſtens verlangten die Rumänen als Preis für ihre Kooperation 
eine ungariſche Grenzrektifikation, und dieſe erſte Bedingung wurde glatt von 
Ungarn refüſiert und die zweite Bedingung, zu der es ja natürlich gar nicht 
gekommen iſt, wäre die geweſen, daß wir auch nach ſolchen großen Erfolgen die 
Kraft finden, einen Verzichtfrieden anzutragen. In dieſe zweite Lage kamen 
wir nicht, aber die zweite Vorausſetzung wäre beſtimmt am deutſchen Wider⸗ 
ſpruch ebenſo geſcheitert, wie die erſtere am ungariſchen geſcheitert iſt. Ich will 
nicht poſitiv behaupten, daß in dieſem oder einem anderen Falle es möglich 
geweſen wäre, den Frieden zu erreichen. Ich behaupte nur ganz poſitiv, daß, 
ſolange ich im Amte war, ein ſolcher Verzichtfrieden von 
Deutſchland und von uns ſtets das Maximum des Erreich⸗ 
baren dargeſtellt hätte. Die Zukunft wird beweiſen, welche über⸗ 
menſchlichen Anſtrengungen wir gemacht haben, um Deutſchland zur Nach⸗ 
giebigkeit zu veranlaſſen. Wenn ſie alle mißlangen, ſo lag die Schuld nicht an 
dem deutſchen Volk, auch meiner Anſicht nach nicht an dem deutſchen 
Kaiſer, ſondern ſie lag bei den führenden deutſchen Militärs, welche 
eine ſo unermeßliche Machtfülle an ſich geriſſen hatten. Von Bethmann bis 
Kühlmann wollten alle in der Wilhelmſtraße den Frieden. Aber ſie konnten nichts 
erreichen, weil die Militärpartei einen jeden ſtürzte, der anders zu handeln ver⸗ 
ſuchte als ſie ſelbſt es wollte. Auch das gilt für Bethmann und Kühlmann. Die 
Alldeutſchen unter Führung der deutſchen Militärpartei konnten nicht 
verſtehen, daß ſie ſich zu Tode ſiegen, daß Siege wertlos ſind, wenn 
ſie nicht den Frieden bringen und Fauſtpfänder zwecklos ſind, wenn 
der Gegner nicht gezwungen werden kann, ſie einzulöſen. Es hat 
unter dieſen Alldeutſchen verſchiedene Abſtufungen gegeben. Die einen 
wollten Teile Belgiens und Frankreichs annektieren und ich weiß nicht, 
wieviel Milliarden Kronen Kriegsentſchädigung fordern, die anderen 
gaben es billiger, aber alle waren ſie darüber einig, daß der Frieden nur mit 
einem Gebietszuwachs Deutſchlands geſchloſſen werden könne. Man verſtand ſich 
mit den deutſchen Militärs ausgezeichnet, wenn man auf ihre Phantaſien ein⸗ 
ging, einen Siegfrieden als Baſis annahm und auf Grund desſelben die Welt 
verteilte. So wie man aber die reale Situation zur Grundlage nahm und ver⸗ 
ſuchte, den Fall eines weniger glücklichen Kriegsausganges in Kalkulation zu 
ſtellen, ſo ſtieß man auf Hinderniſſe, die einfach nicht zu überwinden waren. 
Uns allen ſind ja noch die Reden in Erinnerung, ſo ſtets vom „harten Frieden“, 
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vom „deutſchen Frieden“, vom „Siegfrieden“ uſw. öffentlich geſprochen wurde. 


Für uns wöre da die Möglichkeit eines günſtigeren Friedens, ich meine eines 
Verſtändigungsfriedens, denn an einen Siegfrieden habe ich nie geglaubt, ich 
ſage, für uns wäre da die Möglichkeit eines Verſtändigungsfriedens nur in bezug 
auf Polen und die auſtro⸗polniſche Frage praktiſch akut geworden. Ich kann 
aber nicht kategoriſch genug betonen, daß die auſtro⸗polniſche Löſung niemals 
ein Friedenshindernis war und niemals eines hätte werden können. Der 
Gedanke war immer nur der, daß die öſterreichiſchen und die früher ruſſiſchen 
Polen vereinigt und an die Monarchie angeſchloſſen werden. Niemals aber 
war es gedacht, einen ſolchen Schritt gegen den Willen der Polen oder auch 
gegen den Willen der Entente durchzuſetzen. Es hat eine Zeit gegeben, wo es 
ſchien, daß ſowohl die Polen, wie gewiſſe Strömungen bei der Entente, einer 
ſolchen Löſung nicht abgeneigt wären. 

Um aber auf die deutſchen Militärs zurückzukommen, ſo hatten die— 
ſelben eine Machtfülle erreicht, wie ſie tatſächlich ſelten in der Geſchichte iſt 
und welche in ihrer Seltenheit nur durch die Schnelligkeit ihres furchtbaren 
Zuſammenbruches übertroffen wurde. Die marfantefte Perſönlichkeit dieſer 
Gruppe war der General Ludendorff. Ludendorff war ein Mann von großer, 
ja genialer Konzeption, von einer nicht zu unterdrückenden Energie und großen 
Gaben. Aber dieſer Mann hätte eine politiſche Bremſe gebraucht, ein poli- 
tiſches Gegengewicht in der Wilhelm-Straße und das hat er nie gefunden. Man 
muß gerecht ſein und anerkennen, daß die deutſchen Generale Gigantiſches ge— 
leiſtet haben und es hat eine Zeit gegeben, wo ſie von dem deutſchen Volk wie 
die Götter verehrt wurden. Mag ſein, daß die großen Strategen alle ungefähr 
ähnlich ſind. Sie ſehen nur den Sieg und immer nur den Sieg. Moltke war 
vielleicht auch nicht anders, aber ihm ſtand ein Bismarck gegenüber und erreichte 
das Gleichgewicht der Kräfte. Uns fehlte dieſer Bismarck und es iſt ſchließlich 
nicht die Schuld oder jedenfalls eine Entſchuldigung für General Ludendorff, 
daß er die einzige Kraftnatur in ganz Deutſchland war und daß dadurch die 
ganze Politik auf das militäriſche Geleiſe kam. Ein großer Patriot war Luden— 
dorff, der nichts für ſich, ſondern nur das Glück Deutſchlands wollte, ein 
militäriſches Genie, ein harter Mann, furchtlos wie nur Einer — und 
doch ein Unglück, weil er die ganze Welt nur durch die Potsdamer Brillen ſah 
und ganz falſch einſchätzte und jeden Friedensverſuch verdarb, der kein Sieg- 
frieden war. Dieſelben Menſchen, die Ludendorff vergöttert haben, als 
er vom Siegfrieden ſprach, werfen ihm heute aus demſelben Grunde 
Steine nach, Ludendorff war genau ſo wie die Staatsmänner in 
England und Frankreich, ſie alle wollten kein Kompromiß, nur den 
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Sieg — in dieſer Beziehung war gar kein Unterſchied zwiſchen ihnen. Der 
Verſtändigungsfriede, den ich wollte, wurde an der Themſe und der Seine 
ebenſo verworfen, wie bei Ludendorff. Ich habe es ſchon geſagt. Nach dem Ver— 
trage waren wir zweifellos verpflichtet, einen Verteidigungskrieg bis zum Außer- 
ſten zu führen und beiderſeits die Integrität der Reiche zu verteidigen. Es iſt ganz 
ſelbſtverſtändlich, daß ich daher niemals öffentlich einen anderen Standpunkt 
einnehmen konnte, daß ich ſtets erklären mußte, wir kämpfen für Elſaß⸗ 
Lothringen genau wie für den Trento, daß ich nicht der Entente gegenüber deut— 
ſches Territorium preisgeben konnte, ſolange ich nicht die Möglichkeit beſaß, 
Deutſchland ſelbſt zu einem ſolchen Verzicht zu bewegen. Daß aber in letzter Hin— 
ſicht gewaltige Verſuche gemacht worren ſind, werde ich noch entwickeln. Ich muß 
hier einſchaltend bemerken, daß unſere Militärs ſich vor dem Fehler der deutſchen 
Generale, ſtörend in die Friedenspolitik einzugreifen, vollſtändig ferne hielten. 
Es iſt zweifellos ein Verdienſt des Kaiſers Karl, da er ſolche Eingriffe, wenn 
einmal irgendwo die Luſt dazu vorhanden war, zurückwies. Speziell aber muß 
ich betonen, daß der Erzherzog Friedrich niemals anders tätig war, wie in dem 
Sinne des Friedens. Er hat ſich darin ſowie in ſeinen Beſtrebungen, das Ber- 
hältnis zu Deutſchland günſtig zu erhalten, ein großes Verdienſt erworben. 

Sehr bald nach meinem Amtsantritte hatte ich mit der deutſchen Regie— 
rung Ausſprachen, welche den Herren keinen Zweifel über den Ernſt der 
Situation ließen. Im April 1917 — alſo vor 1½ Jahren — ſendete ich 
Kaiſer Karl folgendes Expoſé, welches von ihm dem Kaiſer Wilhelm geſchickt 
wurde, mit dem Bemerken, er teile meine Auffaſſung. 

Redner lieſt: 

„Wollen Euer Majeſtät mir geſtatten, mit jener Offenheit, welche mir vom 
erſten Tage meiner Ernennung an geſtattet war, meine verantwortliche Meinung 
über die Situation entwickeln zu dürfen. 

Es iſt vollſtändig klar, daß unſere militärische Kraft ihrem Ende entgegen- 
geht. Diesbezüglich erſt lange Details zu entwickeln hieße die Zeit Euer Majeſtät 
mißbrauchen. 

Ich verweiſe bloß auf das zur Neige gehende Rohmaterial zur Munitions⸗ 
erzeugung, auf das vollſtändig erſchöpfte Menſchenmaterial und vor allem die 
dumpfe Verzweiflung, welche ſich vor allem wegen der Unterernährung aller 
Volksſchichten bemächtigt hat und welche ein weiteres Tragen der Kriegsleiden 
unmöglicht macht. 

Wenn ich auch hoffe, daß es uns gelingen wird, noch die allernächſten 
Monate durchzuhalten und eine erfolgreiche Defenſive durchzuführen, ſo bin 
mir doch vollſtändig klar darüber, daß eine weitere Winterkampagne vollſtändig 
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ausgeſchloſſen iſt, mit anderen Worten, daß im Spätjommer 
oder Herbſt um jeden Preis Schluß gemacht werden muß. 

Die größte Wichtigkeit liegt zweifellos dabei auf den Moment, die 
Friedensverhandlungen in einem Augenblicke zu beginnen, in welchem unſere 
erſterbende Kraft den Feinden noch nicht zu vollem Bewußtſein gekommen iſt. 
Treten wir an die Entente heran in einem Augenblick, in welchem Vorgänge 
im Innern des Reiches den bevorſtehenden Zuſammenbruch erſichtlich machen, ſo 
wird jedes Demarche vergeblich ſein und die Entente wird auf keine Bedingungen, 
außer auf die, welche die vollſtändige Vernichtung der Zentralmächte bedeuten, 
eingehen. 5 

Rechtzeitig alſo zu beginnen, iſt von kardinaler Wichtigkeit. 

Ich kann hier, jo peinlich es mir iſt, das Thema nicht beiſeite laſſen, auf 
welchem der Nachdruck meiner ganzen Argumentation liegt. Es iſt dies die 
revolutionäre Gefahr, welche auf dem Horizont ganz Europas aufſteigt und 
welche von England geſtützt, ſeine neueſte Kampfart darſtellt. Fünf Monarchen 
ſind in dieſem Kriege entthront worden und die verblüffende Leichtigkeit, mit 
welcher jetzt die ſtärkſte Monarchie der Welt geſtürzt worden iſt, möge dazu 
beitragen, nachdenklich zu ſtimmen und ſich des Satzes zu erinnern: exempla 
trahunt. Man antwortete mir nicht, in Deutſchland oder Sſterreich-Ungarn 
ſeien die Verhältniſſe anders, man erwiderte nicht, daß die feſten Wurzeln des 
monarchiſchen Gedanken in Berlin oder Wien ein ſolches Vorgehen ausſchlöſſen. 
Dieſer Krieg hat eine neue Ara der Weltgeſchichte eröffnet; er hat keine Vor- 
bilder und keine Vorakten. Die Welt iſt nicht mehr dieſelbe, wie ſie noch vor drei 
Jahren war, und vergeblich wird man noch Analogien für alle die Vorgänge, die 
heute zur Alltäglichkeit geworden ſind, in der Weltgeſchichte ſuchen. 

Der Staatsmann, der nicht blind oder taub iſt, muß wahrnehmen, wie die 
dumpfe Verzweiflung der Bevölkerung täglich zunimmt; er muß das dumpfe 
Grollen hören, das in den breiten Maſſen vernehmbar iſt und er muß, wenn 
er ſich ſeiner Verantwortung bewußt iſt, mit dieſem Faktor rechnen. 

Euer Majeſtät ſind die geheimen Berichte der Statthalter bekannt. Zwei 
Sachen ſind klar. Auf unſre Slawen wirkt die ruſſiſche Revolution ſtärker als 
auf die Reichsdeutſchen und die Verantwortung für die Fortſetzung des Krieges 
iſt weitaus größer für den Monarchen, deſſen Land nur durch das Band der 
Dynaſtie geeinigt wird, als für den, wo das Volk ſelbſt für feine nationale Selb⸗ 
ſtändigkeit kämpft. Euer Majeſtät wiſſen, daß der Druck, der auf der Be 
völkerung laſtet, einen Grad angenommen hat, der einfach unerträglich wird: 
Ener Majeſtät wiſſen, daß der Bogen dermaßen geſpannt iſt, daß ein Zerreißen 
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täglich erwartet werden kann. Treten aber erſt einmal ernſtere Unruhen bei uns 
oder in Deutſchland zutage, ſo iſt es unmöglich ein ſolches Faktum vor dem 
Auslande zu verheimlichen und in dieſem Augenblicke ſind auch alle weiteren 
Bemühungen den Frieden zu erreichen, erfolglos geworden. g 
Ichglaube nicht, daß die interne Situation in Deutſch⸗ 
land weſentlich anders ſteht als hier, nur fürchte ich, daß 
man ſich in Berlin in den militäriſchen Kreiſen gewiſſen 
Täuſchungen hingibt. Ich habe die feſte Überzeugung, daß auch 
Deutſchland genau ebenſo wie wir an dem Ende ſeiner Kraft angelangt iſt, wie 
dies ja die verantwortlichen politiſchen Faktoren Berlins auch gar nicht leugnen. 
Ich bin felſenfeſt davon durchdrungen, daß, wenn Deutſchland verſuchen 
ſollte, eine weitere Winterkampagne zu führen, ſich im Innern des 
Reiches ebenfalls Umwälzungen ergeben werden, welche mir viel 
ärger erſcheinen, als ein von den Monarchen geſchloſſener ſchlechter Friede. Wenn 
die Monarchen der Zentralmächte nicht imſtande ſind in den nächſten Monaten 
den Frieden zu ſchließen, dann werden es die Völker über ihre Köpfe hinüber 
machen und dann werden die Wogen der revolutionären Vorgänge alles das 
wegſchwemmen, wofür unſere Brüder und Söhne heute noch kämpfen und ſterben. 


Ich möchte gewiß keine oratio pro domo halten, aber ich bitte Euer 
Majeſtät, ſich gnädigſt erinnern zu wollen, daß, als ich als einziger ſeit zwei 
Jahren den rumäniſchen Krieg vorausgeſagt habe, ich nur tauben Ohren ge- 
predigt habe und daß ich, als ich zwei Monate vor dem Kriegsausbruch faſt den 
Tag des Beginnens prophezeite, nirgends Glauben fand. Ebenſo überzeugt wie 
von meiner damaligen Diagnoſe bin ich von meiner heutigen und ich kann es 
nicht eindringlich genug wiederholen, daß wir die Gefahren, die ich wachſen und 
wachſen ſehe, nicht gering anſchlagen mögen. 

Die amerikaniſche Kriegserklärung hat zweifellos die Situation weſentlich 
verſchärft. Es mag ja ſein, daß Monate vergehen werden, bevor Amerika 
nennenswerte Kräfte auf den Kriegsſchauplatz werfen kann, aber das moraliſche 
Moment, das Moment, daß die Entente neue kräftige Hilfe erhofft, verſchiebt 
die Situation zu unſeren Ungunſten, weil unſere Feinde bedeutend mehr Zeit 
vor ſich haben als wir und länger warten können, als wir dies leider imſtande 
find. Welchen Fortgang die ruſſiſchen Ereigniffe nehmen werden, kann heute noch 
nicht geſagt werden. Ich hoffe, und dies iſt ja eigentlich der Angelpunkt meiner 
ganzen Argumentation, daß Rußland ſeine Stoßkraft für lange Zeit, vielleicht 
für immer, verloren hat und daß dieſes wichtige Moment ausgenützt werden 
kann. Trotzdem erwarte ich, daß eine franzöſiſch-engliſche, wahrſcheinlich auch eine 
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italieniſche Offenſive unmittelbar bevorſtehe, doch glaube und hoffe ich, daß es 
uns gelingen wird, dieſe beiden Angriffe abzuſchlagen. Iſt dies gelungen — und 
ich rechne, daß dies in zwei bis drei Monaten geſchehen ſein kann — dann müſſen 
wir, bevor Amerika das militäriſche Bild neuerdings zu unſeren Ungunſten ver⸗ 
ſchiebt, einen weitergehenden detailierten Friedensvorſchlag machen und uns nicht 
davor ſcheuen, eventuell große ſchwere Opfer zu bringen. 

Man ſetzt in Deutſchland große Hoffnungen auf den 
Unterſeebootkrieg. Ich halte dieſe Hoffnungen für 
trügeriſch. Ich leugne keinen Augenblick die fabelhaften Leiſtungen der 
Seehelden, ich gebe bewundernd zu, daß die Zahl der monatlich verſenkten Tonnen 
etwas Fabelhaftes iſt, aber ich konſtatiere, daß der von den Deutſchen erwartete 
und vorausgeſagte Erfolg nicht eingetreten iſt. 

Euer Majeſtät werden ſich erinnern, daß uns Admiral Holtzendorf bei 
ſeiner letzten Anweſenheit in Wien poſitiv vorausgeſagt hat, der verſchärfte 
Unterſeebootkrieg werde binnen ſechs Monaten England matt ſetzen. Euer 
Majeſtät werden ſich weiter erinnern, wie wir alle dieſe Vorausſage bekämpft 
haben und erklärt haben, daß wir zwar nicht daran zweifeln, daß der Unterſee— 
bootkrieg England ſchädigen werde, daß aber der erwartete Erfolg durch den 
vorausſichtlichen Eintritt Amerikas in den Krieg paralyſiert werden dürfte. Es 
find heute zweieinhalb Monate (alſo faſt die Hälfte des angeſagten Termins) 
ſeit dem Beginne des Unterſeebootkrieges vergangen und alle Nachrichten, die 
wir aus England haben, ſtimmen darin überein, daß an einen Niederbruch dieſes 
gewaltigſten und gefährlichſten unſerer Gegner auch nicht einmal zu 
denken iſt. Wenn Euer Majeſtät trotz ihrer ſchweren Bedenken dem deutſchen 
Wunſche nachgeben und die öſterreichiſch-ungariſche Marine an dem Unterſee⸗ 
bootkrieg habe beteiligen laſſen, ſo geſchah dies nicht, weil wir durch die deutſchen 
Argumente bekehrt worden waren, ſondern weil es Euer Majeſtät für abſolut 
notwendig hielten, in treuer Waffengemeinſchaft auf allen Gebieten mit Deutſch⸗ 
land vorzugehen und weil wir die Überzeugung gewonnen hatten, daß Deutſch⸗ 
land von den einmal gefaßten Beſchluſſe den verſchärften Unterſcebootkrieg zu 
beginnen, leider nicht mehr abzubringen ſei. ö 

Aber heute dürfen auch in Deutſchland die begeiſterten Anhänger des 
Unterſeebootkrieges zu erkennen beginnen, daß dieſes Mittel den Sieg nicht ent- 
ſcheiden wird, und ich hoffe, daß der leider unrichtige Gedanke, England werde 
binnen wniger Monate zum Frieden gezwungen ſein, auch in Berlin an Boden 
verlieren wird. Nichts iſt gefährlicher in der Politik, als jene 
Dinge zuglauben, die man wünſcht, nichts iſt verhängnisvoller als 
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das Prinzip, die Wahrheit nicht jehen zu wollen und ſich utopiſchen Illuſionen 
hinzugeben, aus denen früher oder ſpäter ein furchtbares Erwachen folgen muß. 

Auch in einigen Monaten wird England, der treibende Faktor des Krieges, 
nicht gezwungen ſei, die Waffen niederzulegen, aber vielleicht — und hierin gebe 
ich einen limitierten Erfolg des Unterſeebootkrieges zu — vielleicht wird England 
in einigen Monaten ſich die Rechnung ſtellen, ob es klug und vernünftig ſei, 
dieſen Krieg & outrance weiterzuführen oder ob es nicht ſtaatsmänniſcher fei, 
goldene Brücken zu betreten, wenn ihm dieſelben von den Zentralmächten gebaut 
werden, und dann wäre der Augenblick gekommen, für weitgehend ſchmerzliche 
Opfer ſeitens der Zentralmächte. 

Euer Majeſtät haben die wiederholten Verſuche unſerer Feinde uns von 
unſeren Bundesgenoſſen zu trennen unter meiner verantwortlichen Deckung 
abgelehnt, weil Euer Majeſtät keiner unehrlichen Handlung fähig ſind. Aber 
Euer Majeſtät haben mich gleichzeitig beauftragt, den Verbündeten Staats- 
männern des Deutſchen Reiches zu ſagen, daß wir am Ende unſerer Kräfte ſind 
und daß Deutſchland über den Spätſommer hinaus nicht 
mehr auf uns wird rechnen können. Ich habe dieſe Befehle aus⸗ 
geſührt und die deutſchen Staatsmänner haben mir keinen Zweifel darüber 
gelaſſen, daß auch für Deutſchland eine weitere Winterkampagne ein Ding der 
Unmöglichkeit ſei und in dieſem einzigen Satze liegt eigentlich alles, was ich zu 
jagen habe: Wir können noch einige Wochen warten und verſuchen, ob ſich Mög- 
lichkeiten ergeben, mit Paris oder Petersburg zu ſprechen. Gelingt dies nicht, 
dann müſſen wir noch rechtzeitig unſere letzte Karte ausſpielen und jene äußerſten 
Propoſitionen machen, die ich im Früheren angedeutet habe. 

Euer Majeſtät haben den Beweis erbracht, daß ſie nicht egoiſtiſch denken, 
und den deutſchen Bundesgenoſſen kei Opfer zumuten, welches Euer Majeſtät 
nicht ſelbſt zu tragen bereit wären. Mehr kann niemand verlangen. 

Gott und Ihren Völkern aber ſind es Euer Majeſtät ſchuldig, alles zu 
verſuchen um die Kataſtrophe eines Zuſammenbruches der Monarchie zu ver— 
hindern; vor Gott und Ihren Völkern haben Euer Majeſtät die heilige Pflicht, 
Ihre Völker, das dynaſtiſche Prinzip und ihren Thron zu verteidigen mit 
allen Mitteln und bis zu Ihrem letzten Atemzug.“ Br 


In tiefſter Ehrfurcht 


Czernin. 
Wien, 12. April 1917. 


Daraufhin erfolgte eine vom 9. Mai datierte Antwort der deutſchen Re— 
gierung, welche neuerdings das abſolute Vertrauen in das Gelingen des Unter— 


ſeebootkrieges betonte, die prinzipielle Bereitwilligkeit zu Friedensſchritten zwar 
ausſprach, jedoch vor Schritten warnte, welche als Schwäche gedeutet werden 
könnten. 

An territoriſche Opfer Deutſchlands war nicht zu denken. 

Aber wir haben uns, wie das aus dieſem Berichte erhellt, nicht bloß 
auf Worte beſchränkt. Im Jahre 1917 haben wir in Berlin erklärt, daß Kaiſer 
Karl bereit ſei, Galizien mit Polen vereinigen zu laſſen, ſowie alles dafür zu 
tun, damit dieſes Reich an Deutſchland angegliedert werde, für den Fall, daß 
Deutſchland durch territoriale Konzeſſionen im Weſten den Frieden ermögliche. 
Wir ſtießen auf ein „non possumus“ und die Antwort Deutſchlands, territoriale 
Konzeſſionen an Frankreich ſeien ausgeſchloſſen. 

Es handelte ſich bei dieſem Vorſchlag um ganz Galizien; ich hatte aber die 
feſte Zuverſicht, daß bei Gelingen dieſes Planes Deutſchland die Rechte der 
Ukrainer ſchützen werde — und dann hätte mich allerdings die Rückſicht auf 
die Ukrainer auch nicht abgehalten, wenn es den höchſten Preis, den des 
Friedens gegolten hätte. 

Als ich ſah, daß die Möglichkeit, die Berliner Regierung zu unſerer Auf— 
faſſung zu bewegen, immer unwahrſcheinlicher werde, verſuchte ich noch andere 
Wege. Die Reiſe der Sozialiſtenführer nach Stockholm iſt bekannt. Es iſt richtig, 
daß die Sozialiſten nicht von mir „geſchickt“ wurden, die Sozialiſten ſind aus 
eigenem Antriebe und auf eigene Verantwortung nach Stockholm gereiſt, aber es 
iſt ebenſo richtig, daß ich die Möglichkeit gehabt hätte, ihnen die Päſſe zu ver- 
weigern, wenn ich den gleichen Standpunkt eingenommen hätte, wie die Re— 
gierungen der Entente und zahlreiche Herren der Monarchie. Gewiß war ich 
damals ſehr fkeptiſch, weil ich bereits vorausſah, daß die Entente ihren Sozia- 
liſten die Päſſe verweigern werde und daß daher nur ein Rumpfparlament zu- 
ſtandekommen werde. Aber trotz aller Vorwürfe, die mir gemacht worden 
ſind, und trotz der Argumentation, daß die den Frieden bringenden 
Sozialiſten eine ungeheure Macht über den Staat erhalten würden, was 
nicht im Intereſſe des monarchiſchen Prinzipes liegen könne, habe ich keinen 
Augenblick geſchwankt, dieſen Weg zu betreten und an dem Verſuch nie 
etwas anderes bedauert, wie, daß er zu keinem Reſultate geführt hat. Es berührt 
„mich erheiternd, wenn ich manche der Briefe, die ich damals erhielt und welche 
mein angeblich „ſozialiſtiſches Vorgehen“ auf das brutalſte kritiſierten, heute 
wieder überleſe und konſtatiere, daß dieſelben Herren, welche damals jo auf- 
geregt über meinen Schritt waren, heute eine Kritik anſchlagen, welche behauptet, 
ich ſei in neuen Mitteln zur Erreichung des Friedens zu „engherzig“ geweſen. 
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Einen ſchweren Kampf hatte bekanntlich im Frühherbſt 1917 die Mehrheit 
des deutſchen Reichstages gegenüber der an Anzahl ſchwächeren, dafür durch 
ihre Beziehungen zur deutſchen Heeresleitung ſo mächtigen Minorität, im 
Gegenſtande der Antwort auf die Papſtnote, zu beſtehen. Auch hier waren wir 
teine müßigen Zuſchauer. Einer meiner Freunde hatte auf mein Erſuchen 
mehrere Unterredungen mit den Herren Südekum und Erzberger und 
beſtärkte ſie durch meine Schilderung unſerer Lage in ihren Beſtrebungen 
zur Erreichung der bekannten Friedensreſolution. Es war auf Grund dieſer 
Schilderungen, daß die beiden genannten Herren die Reichstagsreſolution für 
einen Verſtändigungsfrieden durchſetzten, jene Reſolution, welche ſo viel Hohn 
und Spott von ſeiten der Alldeutſchen und anderer Elemente geerntet hat. Ich 
hoffte damals einen Augenblick, im deutſchen Reichstag einen dauernden und 
kräftigen Verbündeten gegen die Eroberungspläne der Militärs zu finden. 


Ich könnte die Beiſpiele noch mehren. Die Zeit wird den Beweis erbringen, 
daß wir mit allen Mitteln der Überredung, der Selbſtentſagung und der 
Drohung gegen die deutſchen Siegfriedenspläne gearbeitet haben. Wir waren 
aber außerſtande weiterzugehen. Ein bewaffneter Konflikt mit Deutſchland wäre 
das ſofortige und definitive Debakel geweſen. Niemand konnte dies unter⸗ 
nehmen. Denn immer blieb die Hoffnung beſtehen, daß doch noch ein Moment 
kommen werde, in welchem es gelingen könne, die deutſchen Militärs auf unſeren 
Standpunkt zu bringen. 


Unſere Abhängigkeit von der deutſchen Politik kam beſonders in den 
Friedensverhandlungen von Breſt-Litowsk zum Ausdruck. Ich habe über die 
Breſter Verhandlungen ein Protokoll aufnehmen laſſen, welches den ganzen Ent⸗ 
wicklungsgang enthält und ich werde mir geſtatten, dasſelbe hier vorzuleſen, 
trotz des trockenen Tones, in welchem dasſelbe abgeſaßt iſt. Es ſind die konkreten 
Daten beſſer aus dieſem Schriftſtück erſichtlich, als aus einer freien Rede: 


„Die öſterreichiſch-ungariſche Regierung ging mit der Abſicht zu den Frie⸗ 
densverhandlungen nach Breſt-Litowsk, dort ſo raſch als möglich zu einem Frie⸗ 
densvertrage zu gelangen, der, wenn er entgegen unſerer Abſicht nicht zum allge⸗ 
meinen Frieden führen ſollte, doch wenigſtens nach dem Oſten hin geordnete 
Verhältniſſe zu ſchaffen hätte. Es wurde auch der Entwurf zu einem Präliminar⸗ 
frieden nach Breſt mitgenommen, der folgende Punkte enthielt: 

1. Einſtellung der Feindſeligkeiten; wenn es nicht zum allgemeinen Frieden 
kommen ſollte, gewährt keiner der vertragſchließenden Teile den Feinden des 
anderen Teiles irgend welche Unterſtützung; 
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2. keine Gebietsabtretung; Polen, Kurland und Livland erhalten das 
Recht, ihr künftiges Schickſal ſelbſt zu beſtimmen; 

3. keine Entſchädigung für Kriegskoſten und für Schäden, die durch mili- 
täriſche Overationen verurſacht find; y 

4. Einſtellung des Wirtſchaftskrieges und Gutmachung der durch den 
Wirtſchaftskrieg verurſachten Schäden von Privatperſonen; 

5. Aufnahme des Handelsverkehres und zwar proviſoriſch auf Grund des 
alten Handelsvertrages und 20jährige Meiſtbegünſtigung mit einer Einſchrän— 
kung bezüglich der mit Nachbarländern etwa geſchloſſenen Zollbündniſſe; 

6. gegenſeitige Aushilfe in Rohſtoffen und Induſtrieartikeln. 


In Ausſicht genommen war ein weiterer Punkt über die Räumung der 
beſetzten Gebiete, deſſen Formulierung jedoch bis nach Beſprechung mit der 
deutſchen Oberſten Heeresleitung aufgeſchoben wurde, mit der wegen der Ver- 
miſchung deutſcher und öſterreichiſch-ungariſcher Truppen an der ruſſiſchen Front 
das Einvernehmen hergeſtellt werden mußte. Das Armee-Oberkommando hatte 
für die Räumung eine Friſt von mindeſtens ſechs Monaten als notwendig 
bezeichnet. 


Bei Beſprechung dieſes Entwurfes mit den deutſchen Unterhändlern er— 
gaben ſich beſonders in zwei Punkten große Schwierigkeiten. Die eine betraf die 
Räumungsfrage. Die deutſche Heeregleitung erklärte kategoriſch, daß ſie einer 
Räumung der beſetzten Gebiete vor Abſchluß des allgemeinen Friedens 
unter keinen Umſtänden zuſtimmen könne. Der zweite Gegenſatz tauchte in der 
Frage der Behandlung der beſetzten Gebiete auf. Deutſchland beſtand nämlich 
darauf, es ſolle im Friedensvertrage mit Rußland bloß feſtgeſtellt werden, daß 
Rußland den Völkerſchaften auf ſeinen Gebieten das Selbſtbeſtimmungsrecht 
gewährt habe und daß dieſe Nationen von dieſem Rechte bereits Gebrauch 
gemacht haben. Den in unſerem Entwurf eingenommenen klaren Standpunkt 
vermochten wir nicht durchzuſetzen, obwohl dieſer auch von den anderen Ver— 
bündeten geteilt wurde. Immerhin kam bei Redigierung der dann am 25. De— 
zember 1916 auf die ruſſiſchen Friedensvorſchläge erteilten Antwort unter 
unſerem beharrlichen Drängen eine Kompromißlöſung zuſtande, die wenigſtens 
vorerſt den ablehnenden deutſchen Standpunkt in dieſen beiden Fragen nicht 
zum Durchbruche kommen ließ. In der Frage der Räumung der beſetzten Gebiete 
wurde deutſcherſeits das Zugeſtändnis gemacht, daß über die Zurückziehung 
einzelner Truppenteile eventuell ſchon vor dem allgemeinen Frieden Ver— 
einbarungen getroffen werden könnten. 
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In der Annexionsfrage konnte eine befriedigende Formulierung dadurch, 


erzielt werden, daß ſie nur auf den Fall des allgemeinen Friedens abgeſtellt 
wurde. Wäre damals die Entente zu einem allgemeinen 
Frieden bereit geweſen, ſo wäre das Prinzip „keine 
Annexionen“ vollkommen durchgedrungen. 

Obgleich dieſe von den Vierbundmächten auf die ruſſiſchen Friedensvor— 
ſchläge erteilte Antwort den entgegenkomwienden Auffaſſungen Rechnung trug, 
die von unſerer Seite zur Geltung gebracht wurden, war man im deutſchen 
Hauptquartier über die abgegebenen Erklärungen äußerſt ungehalten. Ver— 
ſchiedene äußerſt ſcharf gehaltene Telegramme der deutſchen Oberſten Heeres— 
leitung an die deutſchen Unterhändler bewieſen dies. Der Leiter der deutſchen 
Friedensdelegation geriet dadurch in Gefahr, geſtürzt zu werden, in welchem 
Falle wahrſcheinlich ein ausgeſprochener Exponent der ſchärfſten militäriſchen 
Auffaſſungen die Leitung der deutſchen auswärtigen Politik in die Hände be- 
kommen hätte. Da dies aber auf den weiteren Gang der Friedensverhandlungen 
nur eine ungünſtige Wirkung ausüben konnte, mußte unſererſeits alles aufge— 
boten werden, Herrn von Kühlmann zu halten. Zu dieſem Zwecke wurde ihm zur 
Weitergabe nach Berlin mitgeteilt, daß, wenn Deutſchland bei ſeiner ſcharfen 
Politik beharren würde, Oſterreich-Ungarn ſich veranlaßt ſehen würde, mit 
Rußland einen Separatfrieden abzuſchließen. Dieſe Erklärung des Miniſters 
des Außern iſt in Berlin nicht ohne Eindruck geblieben und hat weſentlich dazu 
beigetragen, daß Kühlmann ſich damals behaupten konnte. 

Dieſe ſchwierige Situation Kühlmanns und deſſen Wunſch, ſeine Stellung 
wieder zu feſtigen, machte die Behandlung der Territorialfragen, die am 
27. Dezember zum erſtenmal offiziell zur Sprache kamen, die aber ſchon früher 
in Privatunterredungen mit den ruſſiſchen Delegierten erörtert worden waren, 
beſonders heikel. Deutſcherſeits beſtand man darauf, daß die damalige ruſſiſche 
Front erſt ein halbes Jahr nach Abſchluß des allgemeinen Friedens geräumt 
werde. Ruſſiſcherſeits war man bereit, dies anzunehmen, verlangte aber 
anderſeits, daß über das Schickſal Polens erſt nach erfolgter Räumung ent— 
ſchieden werde, und zwar im Wege des Plebiszits. Demgegenüber war man 
auf deutſcher Seite geneigt, von dem urſprünglichen Standpunkte, daß nämlich 
die Bevölkerung der beſetzten Gebiete von dem ihr eingeräumten Selbſtbeſtim— 
mungsrechte bereits Gebrauch gemacht habe, abzugehen und eine neue Befragung 
der Bevölkerung zuzulaſſen, beſtand jedoch darauf, daß dieſe Befragung noch 
während der Beſetzung der Gebiete ſtattfinden ſolle. In dieſer Frage konnte 
ein Ausweg nicht gefunden werden, obwohl von öſterreichiſch-ungariſcher Seite 
wiederholt vermittelnd eingegriffen wurde. In dieſem Stadium befanden ſich 
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die Verhandlungen, als fie am 29. Dezember zum erſtenmal unterbrochen 
wurden. 

Bei Wiederaufnahme der Friedensverhandlungen am 6. Jänner war die 
Lage wenig verändert. Die Stellung Kühlmanns hatte ſich allerdings einiger— 
maßen gefeſtigt, doch nur um den Preis eines Entgegenkommens an den 
Standpunkt der deutſchen militäriſchen Kreiſe. Unter dieſen Verhältniſſen 
führten die Verhandlungen, an denen auf ruſſiſcher Seite nunmehr als Wort— 
führer Trotzkyj teilnahm, zu durchaus unfruchtbaren, theoretiſchen Diskuſſionen 
über die Territorialfragen und das Recht, der Selbſtbeſtimmung, die keine An— 
näherung der beiderſeits ſtarr feſtgehaltenen Standpunkte bewirken konnten. 
Um die Verhandlungen über den toten Punkt hinwegzubringen, war man 
öſterreichiſcherſeits fortgeſetzt bemüht, ein Kompromiß zwiſchen dem deutſchen 
und dem ruſſiſchen Standpunkt herbeizuführen, dies um ſo mehr, als es uns im 
allgemeinen und ſpeziell auch wegen Polens durchaus erwünſcht geweſen wäre, 
die Territorialfragen auf Grund des vollſtändigen Selbſtbeſtimmungsrechtes 
zu löſen. Unſere Vorſchläge an die deutſchen Unterhändler gingen dahin, dem 
ruſſiſchen Standpunkt in der Weiſe entgegenzukommen, daß das von den Ruſſen 
verlangte Plebiszit zwar, wie es deutſcherſeits verlangt wurde, noch während 
der Beſetzung der okkupierten Gebiete ſtattfinden, aber mit weitgehenden Bürg- 
ſchaften für die Freiheit der Willensäußerung der Völker ausgeſtattet werden 
ſolle. Hierüber fanden mit den deutſchen Unterhändlern wiederholte lang— 
wierige Verhandlungen ſtatt, denen von uns detailliert ausgearbeitete Ent— 
würfe zugrunde lagen. 

Dieſen unſeren Bemühungen blieb jedoch diesmal der Erfolg ganz ver— 
jagt. Ereigniſſe, die ſich in dieſen Tagen in unſerem Hinterlande abjpielten. 
bilden die Gründe hiefür, ebenſo wie für den Verlauf der inzwiſchen eingeleiteten 
Verhandlungen mit der ukrainiſchen Delegation. Dieſe hatte in der erſten 
Beſprechung unter Ablehnung jeder Auseinanderſetzung 
mit polniſchen Vertretern die Zuerkennung des ganzen 
Cholmer Landes und etwas verblümter die Abtretung 
Oſtgaliziens ſowie der ukrainiſchen Gebiete nord⸗ 
öſtlich Ungarns verlangt, ſo daß die Verhandlungen knapp vor dem 
Abbruche ſtanden. In dieſem Augenblicke brach in Oſterreich eine bis dahin 
dem Miniſterium des Außern in dieſer Schärfe nicht bekannte Ernährungskriſe 
aus, welche ſpeziell Wien in Gefahr brachte, binnen wenigen Tagen ohne Mehl 
dazuſtehen. Faſt unmittelbar darauf ſetzte eine Streikbewegung ein, welche 
bedrohlichen Charakter hatte. Dieſe Vorgänge im Hinterlande der Monarchie 
ſchwächten die Stellung des Miniſters des Außern ſowohl gegenüber dem deut— 
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ſchen Bundesgenoſſen als auch gegenüber den Verhandlungsgegnern — die er 
damals beide zu bekämpfen hatte — gerade im kritiſcheſten Augenblicke in einem 
Maße, das aus der Entfernung kaum richtig abgeſchätzt werden konnte. Von 
Deutſchland, auf das er einen Druck ausüben ſollte, hatte der Miniſter des 
Außern dringendſt Lebensmittelaushilfen nicht anzuſprechen, ſondern zu er- 
bitten, ſollte Wien nicht in wenigen Tagen vor einer Ernährungskataſtrophe 
ſtehen. Mit den Feinden aber mußte er im Hinblick auf die Situation im 
Hinterlande zu einem Frieden gelangen, der trotz der den Gegnern nicht ver⸗ 
borgen gebliebenen Ernährungskriſe und Streikbewegung ein günſtiger ſein 
ſollte. 7 

Dieſe vollkommen veränderte Situation verſchob die Grundlagen der Ver- 
handlungsziele und Taktik des Miniſters des Außern. Er mußte von Deutſch⸗ 
land die verlangte Getreideaushilfe erlangen und daher den politiſchen Druck 
auf dieſes verringern, anderſeits aber die Sowjetdelegierten zur Fortſetzung der 
Verhandlungen veranlaſſen und ſchließlich ſehen, unter möglichſt akzeptablen 
Bedingungen auch mit der Ukraine zu einem Frieden zu gelangen, der — wenn 
möglich — den ſtets dringender werdenden Ernährungs⸗ 
ſorgen ein Ende bereiten würde. 

Unter dieſen Verhältniſſen konnte in dieſem Zeitpunkte den deutſchen 
Unterhändlern gegenüber der Gedanke nicht mehr ausgeſpielt werden, daß 
Oſterreich⸗Ungarn gegebenenfalls mit Rußland einen Separatfrieden ſchließen 
würde, wollte man nicht die deutſche Lebensmittelaushilfe gefährden — dies 
um ſo weniger als der Vertreter der deutſchen Oberſten 
Heeresleitung damals erklärte, es ſei gleichgültig, 
ob Oſterreich-Ungarn Frieden mache oder nicht; Deutſch⸗ 
land werde unter allen Umſtänden nach Petersburg 
marſchieren, falls die ruſſiſche Regierung nicht nachgebe. Auf der anderen 
Seite bewog aber der Miniſter des Außern den Führer der ruſſiſchen Delegation, 
die Ausführung der von ihm kundgegebenen Abſicht ſeiner Regierung in 
Schwebe zu laſſen, welche dahin ging, die ruſſiſchen Delegierten wegen mangeln- 
der Aufrichtigkeit auf deutſch-öſterreichiſch-ungariſcher Seite abzuberufen. 

Gleichzeitig wurden die Verhandlungen mit der ukrainiſchen Delegation 
ſortgeſetzt. In langwierigen mühevollen Konferenzen gelang es, deren For— 
derungen auf ein äußerſtenfalls mögliches Maß zu bringen und als Gegen: 
leiſtung die Verpflichtung der Ukraine zur Lieferung von wenigſtens 1,000.000 
Tonnen Getreide bis Auguſt 1918 zu erwirken. Von der Forderung nach dem 
Cholmerlande, die wir auf den Weg der Verhandlungen mit Polen gewieſen 
wiſſen wollten, waren die ukrainiſchen Bevollmächtigten nicht abzubringen, 
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wobei fie offenſichtlich die Unterſtützung des General 
Hoffmann beſaßen. Überhaupt war man daran, von deutſcher mili— 
täriſcher Seite den ukrainiſchen Forderungen ſehr geneigt, polniſchen An— 
ſprüchen gegenüber jedoch durchaus ablehnend, ſo daß wir die von uns wieder— 
holt begehrte Zuziehung polniſcher Vertreter zu den Verhandlungen nicht zu 
erreichen vermochten, dies um ſo weniger, als auch Trotzkyj ſich weigerte, die— 
ſelben als gleichberechtigte Kompasziszenten anzuerkennen. Das einzig erziel— 
bare Ergebnis war, daß die Ukrainer ihre Anſprüche auf Cholmland auf die 
von einer ukrainiſchen Majorität bewohnten Gebiete einſchränkten und eine 
Korrektur der nur allgemein feſtgeſetzten Grenzlinie durch eine gemiſchte Kom— 
miſſion und die Wünſche der Bevölkerung zugeſtanden, alſo das Prinzip der 
nationalen Abgrenzung unter internationalem Schutze akzeptierten. Auf 
territoriale Anſprüche gegenüber der Monarchie leiſteten die ukrainiſchen Dele— 
gierten Verzicht, verlangten aber demgegenüber Sicherſtellung der autonomen 
Entwicklung ihrer Konnationalen in Galizien. Zu dieſen beiden ſchwer— 
wiegenden Konzeſſionen erklärte ſich der Miniſter des Außern nur unter der 
Vorausſetzung bereit, daß die Ukraine die von ihr übernommene Pflicht zur 
Lieferung von Getreide termingemäß erfülle und verlangte die gegenſeitige 
Bindung dieſer Leiſtungen und Gegenleiſtungen derart, daß bei Nichterfüllung 
der einen die Gegenverpflichtung erlöſchen ſollte. Die Formulierung dieſer 
Punkte, welche ukrainiſcherſeits auf die größten Schwierigkeiten ſtieß, wurde 
auf einen ſpäteren Zeitpunkt aufgeſchoben. 

In dieſem Stadium der Verhandlungen trat nun eine neue Pauſe ein, 
um den einzelnen Delegationen Gelegenheit zu bieten, ihren Regierungen über 
die bisherigen Ergebniſſe zu berichten und deren endgültige Weiſungen einzu— 
holen. Der Miniſter des Außern begab ſich nach Wien und legte allen maß— 
gebenden Stellen den Stand der Verhandlungen dar. Bei dieſen Beratungen 
wurde ſeiner Politik, mit Rußland und mit der Ukraine auf 
Grund der in Ausſicht genommenen Zugeſtändniſſe zu einem Frieden zu ge— 
langen, zugeſtimmt. Bei dieſen Beratungen wurde auch die Frage behandelt, 
ob die Monarchie äußerſtenfalls mit Rußland einen Separatfrieden ſchließen 
ſollte, wenn die Verhandlungen mit dieſem Staate an den deutſchen Forderun— 
gen ſcheitern ſollten. Dieſe Frage wurde damals in voller Erkenntnis aller 
dagegen ſprechenden Gründe in thesi bejaht, da die Verhältniſſe im Hinterlande 
der Monarchie keine andere Löſung zuzulaſſen ſchienen. 

Bei Wiederaufnahme der Verhandlungen in Breſt-Litowsk wurde noch 
der Verſuch erneuert, Deutſchland unter Hinweis auf die Konſequenzen ſeiner 
ſtarren Haltung zur Nachgiebigkeit zu bewegen. In den Beſprechungen, die 
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hierüber mit Herrn von Kühlmann ſtattfanden, gelang es mit ſchwerer Mühe, 


die Zuſtimmung der deutſchen Unterhändler zu einem letzten Kompromiß— 
verſuche zu erlangen, den der Miniſter des Außern unternehmen wollte. Dem 
Kompromißvorſchlag lag folgender Gedankengang zugrunde: 

Seit Monaten wird darüber geſtritten: 

1. ob in jenen Gebieten, in denen infolge des Krieges ſtaatsrechtliche 
Veränderungen eintreten ſollten, das Selbſtbeſtimmungsrecht bereits ausgeübt 
ſei oder eine Volksbefragung erſt ſtattzufinden habe; 

2. ob eine eventuelle Befragung ſich an eine Konſtituante oder in Form 
eines Referendums an das Volk direkt wenden ſolle; TR 

3. ob dieſe Befragung vor oder nach Evakuierung der beſetzten Gebiete 
vor ſich gehen ſolle und 

4. welcher Art ſie zu organiſieren wäre (allgemeines Wahlrecht, Kurien— 
wahlrecht uſw.). Es wäre ratſam und würde auch den von ruſſiſcher Seite ver— 
tretenen Grundſätzen entſprechen, die Entſcheidung über alle dieſe Fragen den 
Völkern ſelbſt zu überlaſſen und fie in jene „temporären Selbſtverwaltungs— 
organe“ zu verlegen, die auch nach dem ruſſiſchen Vorſchlag (Kameneff) ſofort 
eingeſetzt werden ſollen. Die ganze Erörterung in den Friedensverhandlungen 
konnte dann auf einen einzigen Punkt konzentriert werden: auf die Frage der 
Zuſammenſetzung dieſer temporären Organe. Hier ließe ſich aber ein Kom— 
promiß finden, indem Rußland zugeben könnte, daß auch die von Deutſchland 
in den Vordergrund geſchobenen ſchon beſtehenden Organe befugt ſeien, einen 
Teil des Volkswillens zum Ausdrucke zu bringen, während Deutſchland ſich 
einverſtanden erklären würde, daß dieſe Organe während der Dauer der Be— 
ſetzung durch Elemente ergänzt werden, die, dem ruſſiſchen Standpunkt Se 
ſprechend, aus freier Wahl hervorgehen würden. 

Am 7. Februar, unmittelbar nachdem die Zuſtimmung Herrn von Kühl⸗ 
manns zu einer Vermittlung auf dieſer Grundlage vorlag, wandte ſich der 
Miniſter des Außern an den Führer der ruſſiſchen Delegation, Trotzkyj, mit 
dem es zu einer Reihe von Konverſationen kam. Der eben entwickelte Kom— 
promißgedanke fand bei Trotztyj wenig Anklang und er erklärte, daß er gegen 
eine Behandlung der Frage des Selbſtbeſtimmungsrechtes durch die Vierbund— 
mächte jedenfalls Proteſt einlegen würde. Dagegen iſt es in dieſen Beſprechun— 
gen gelungen, eine andere Grundlage für die Beſeitigung der aufgetauchten 
Schwierigkeiten zu finden. Es ſollte der Streit darüber nicht länger fortgeſetzt 
werden, ob die territorialen Veränderungen, die der Friedensſchluß mit ſich 
bringen würde, als „Annexionen“ zu bezeichnen ſeien, wie es die ruſſiſchen 


Delegierten wollten, oder als „Ausübung des Selbſtbeſtimmungsrechtes“, wie 
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es Deutſchland wollte, ſondern es ſollten die beireffenden territorialen Ver— 
änderungen im Friedensvertrag einfach aufgezählt werden. („Rußland nimmt 
zur Kenntnis, daß ...“) Trotzkyj knüpfte jedoch ſeine Bereitivilligfeit zum 
Abſchluß eines ſolchen Vertrages an zwei Bedingungen: Die eine war, daß die 
Moonſund⸗Inſeln und die Oſtſeehäfen bei Rußland belaſſen werden, die andere, 
daß Deutſchland und Sſterreich-Ungarn mit der ukrainiſchen Volksrepublik, 
deren Regierung damals von den Bolſchewiken heftig bedroht und nach einzelnen 
Nachrichten ſchon geſtürzt war, keinen ſelbſtändigen Frieden ſchließen. Der 
Miniſter des Außern war nun bemüht, auch in dieſer Frage zu einem Kom— 
promiß zu gelangen, wobei er bis zu einem gewiſſen Grade die Unterſtützung 


Herrn von Kühlmanns fand, während General Hoffmann ſich auf das ſchärfſte 


gegen jedes weitere Nachgeben wandte. 

Alle dieſe Kompromißverhandlungen ſcheiterten daran, daß Herr von 
Kühlmann von der deutſchen Oberſten Heeresleitung zu einem raſchen Vorgehen 
gezwungen wurde. Ludendorff erkärte, die Verhandlungen 
mit Rußland müßten binnen drei Tagen zu Ende ſein 
und als in Berlin ein Telegramm aus Petersburg aufgefangen wurde, welches 
die deutſche Armee zu revolutionieren verſuchte, erhielt Herr von Kühlmann 
den ſtrikten Auftrag, ſich nicht nur mit den bisher verlan gen . Ybe 
tretungen zu begnügen, ſondern dazu auch noch die Ab⸗ 
tretung der unbeſetzten Gebiete Livlands und Eſtlands 
zu verlangen. Unter dieſem Druck hatte der Führer der deutſchen Unter— 
händler nicht die Kraft, ein Kompromiß durchzuſetzen. Es kam daher zur 
Unterzeichnung des inzwiſchen mühevoll zu Ende verhandelten Vertrages mit 
der Ukraine. Damit ſchienen die Bemühungen des Miniſters des Außern 
eigentlich ſchon geſcheitert. Dennoch ſetzte dieſer ſeine Beſprechungen mit 
Trotzkyj fort, die jedoch fruchtlos blieben, weil dieſer ihn trotz wiederholt an ihn 
gerichteter Fragen bis zum letzten Moment im unklaren darüber ließ, ob er 
unter den gegebenen Verhältniſſen einen Frieden mit den Vierbundmächten 
überhaupt unterzeichnen werde oder nicht. Erſt die Plenarſitzung vom 10. Fe— 
bruar brachte Klarheit hierüber; Rußland ſtellte die Feindſeligkeiten ein, ſchloß 
aber leinen Friedensvertrag. 

Die durch dieſe Erklärungen eee Situation bot keinen Anlaß, den 
ſeinerzeit ventilierten Gedanken eines Separatfriedens mit Rußland oufzu- 
nehmen, da der Friede via facti einzutreten ſchien. Eine am Abend des 
10. Februar ſtattgefundene Beſprechung der diplomatiſchen und militäriſchen 
Unterhändler Sſterreich-Ungarns und Deutſchlands über den nunmehr ein— 
zuſchlagenden Weg ergab, von einer einzigen Stimme abgeſehen, Übereinſtim— 
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mung dahin, daß der durch die Erklärungen Trotzkyjs geſchaffene Zuſtand 
akzeptiert werden müſſe. Die einzig abweichende Stimme, jene des Generals 
Hoffmann, lautete dahin, daß die Erklärung Trotzkyjs mit der Kündigung des 
Waffenſtillſtandes und mit dem Vormarſch gegen Petersburg, ferner mit der 
offenen Unterſtützung der Ukraine gegen Rußland beantwortet werden müſſe. 
Obgleich nun in der feierlichen Schlußſitzung am 11. Februar Herr von Kühl⸗ 
mann ſich den von der Majorität der Friedensdelegationen vertretenen Stand— 
punkt zu eigen machte und in einer ſehr eindrucksvollen Rede hervorhob, wurde 
doch wenige Tage darauf, ſo wie es General Hoffmann ausgeführt hatte, der 
Waffenſtillſtand von deutſcher Seite gekündigt, der Vormarſch der deutſchen 
Truppen gegen Rußland angeordnet und jene Situation geſchaffen, welche dann 
zur Unterzeichnung des Friedensvertrages führte. Sſterreich-ungariſcherſeits 
wurde erklärt, daß wir an dieſer Aktion nicht mitbeteiligt ſeien.“ 

Auch über die Bukareſter Verhandlungen habe ich ein Protokoll aufnehmen 
laſſen. In Bukareſt waren es in erſter Linie die ungariſchen Aſpirationen, 
welche mir die größten Schwierigkeiten machten und den von mir beabſichtigten 
Verſtändigungsfrieden erſchwerten. Auch die deutſche Militärpartei mit ihrem 
unſtillbaren Appetit hat in wirtſchaftlicher Beziehung den Frieden mit 
Rumänien erſchwert, aber die hauptſächlichſte Schwierigkeit kam in Bukareſt 
von Ungarn. 


Redner lieſt: 

„Mit der Möglichkeit, zu Friedensverhandlungen mit Rumänien zu ge 
langen, wurde ſchon damals gerechnet, als die Verhandlungen mit der ruſſiſchen 
Friedensdelegation in Breſt-Litowsk ihren Anfang nahmen. Um zu verhindern, 
daß auch Rumänien ſich dieſen Verhandlungen anſchließe, ließ man deutſcher— 
ſeits die rumäniſche Regierung wiſſen, daß man mit dem gegenwärtigen König 
und der gegenwärtigen Regierung nicht verhandeln wolle. Dieſer Schritt hatte 
jedoch nur den Zweck, geſonderte Verhandlungen mit Rumänien zu ermöglichen, 
da Deutſchland befürchtete, daß die Einbeziehung der Rumänen in die Breſter 
Verhandlungen die Chancen des Friedens gefährden könnte. Daraufhin ſchien 
der Gedanke Rumäniens, den Krieg dennoch fortführen zu wollen, die Ober— 
hand zu gewinnen. Ende Jänner wurde daher ſeitens Oſterreich-Ungarns die 
Initiative ergriffen, um die Verhandlungen mit Rumänien zu ermöglichen. 
Der Kaiſer ſchickte den früheren Militärattaché bei der rumäniſchen Regierung: 
Oberſt Randa, zu dem König von Rumänien und verſicherte ihn ſeiner Bereit- 
willigkeit, Rumänien einen ehrenvollen Frieden zu bewilligen.“ 

Redner fährt fort: 


a 


Als die Vertreter der Zentralmächte zu den Friedensverhandlungen in 
Rumänien eintrafen, wurden ſie daſelbſt von der Nachricht überraſcht, daß die 
deutſche Oberſte Heeresleitung die Truppen bereits abzuziehen beginne, da die— 
ſelben an der Weſtfront unbedingt notwendig ſeien. Das berühmte Rennen 
zwiſchen Hindenburg und Wilſon hatte begonnen. Wir ſtanden daher vor 
folgender Situation: Der Friede war unbedingt, und zwar ſo raſch als möglich 
zu ſchließen, denn wenn die Rumänen von dem Abrollen der Truppen Kenntnis 
erhielten, ſo wäre ihr Widerſtand ſelbſtverſtändlich ſehr verſtärkt worden. Auf 
der anderen Seite ſtand die rumäniſche Armee in ſehr ſtarten Stellungen, der 
Geiſt derſelben war ein ausgezeichneter und unbedingt für die Fortſetzung des 
Krieges. Die rumäniſche Armee rechnete nicht darauf, ſelbſt zu ſiegen, aber ſie 
war überzeugt, ſie würde ſich noch einige Zeit halten können und damit früher 
oder ſpäter an dem Sieg der Entente teilnehmen. Der letzte Angriff der 
deutſchen Truppen bei Maraceſti hatte mit einer deutſchen Niederlage geendet 
und die Moral des rumäniſchen Heeres entſchieden gehoben. Kurz gejagt, 
unſere Aufgabe war alſo die: So raſch wie irgend möglich zum Frieden zu 
kommen und dabei doch wenigſtens zu einem gewiſſen Grade die Anſprüche der 
Ungarn zu befriedigen, ſollte nicht eine interne ungariſche Kriſe die Folge ſein. 

Redner lieſt: 

„Von ungariſcher Seite wurde im Zuſammenhang mit den Friedensver— 
handlungen der Wunſch nach Grenzrektifikationen, die eine Wiederholung des 
1916er Einfalles der Rumänen in Siebenbürgen verhindern oder wenigſtens 
erſchweren ſollten, trotz des Widerſpruches des Miniſter des Außern kategoriſch 
erhoben. Die vom Armee-Oberkommando, welches übrigens friedensſtörende 
Eingriffe unterließ, gezogene ſtrategiſche Grenze, verlief in einer Linie, bei 
welcher Turn⸗Severin, Sinaia, Ocna und mehrere wertvolle Erdölgebiete in der 
Moldau an Ungarn abzutreten geweſen wären. In der ungariſchen öffentlichen 
Meinung wurden noch weitergehendere Wünſche vertreten. Die ungariſche 
Regierung war der Anſicht, daß das Parlament einem Frieden der in dieſem 
Punkte den allgemeinen Wünſchen nicht entſpricht, die größten Schwierigkeiten 
machen würde und führende ungariſche Staatsmänner, auch oppoſitionelle Par⸗ 
teien, erklärten die Grenzrektifikationen als eine conditio sine qua non des 
Friedens. So vor allem Wekerle und Tisza. Trotz dieſer enrſchiedenen 
Stellungnahme nahm das Miniſterium des Außern in vollem Einvernehmen 
mit dem Kaiſer noch vor Beginn der Verhandlungen, Mitte Jebruar, den 
Standpunkt ein, daß die Grenzforderung kein Hindernis für den Friedensſchluß 
ſein dürfte. Die Grenzrektifikationen ſollten daher nur inſofern ernſtlich ver— 
treten werden, als dies auf Grund einer loyalen, ein künftiges freundſchaftliches 
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Verhältnis zu Rumänien nicht ausſchließenden Verſtändigung mit Rumänien 


geſchehen könne. 

Ungarn betrachtete dieſe nachgiebige Haltung des Miniſteriums des 
Außern mit ſteigendem Mißfsllen. Es wurde von uns darauf hingewieſen, 
daß eine Grenzlinie, bei welcher Städte und Erdölgebiete an Ungarn fallen 
würden, in jeder Hinſicht verfehlt wäre. Innerpolitiſch, weil dadurch die Zahl 
der Nicht-Ungarn vermehrt wurde, militäriſch, weil dadurch in dem an die 
Moldau grenzenden Teile Ungarns ein Grenzſtreifen mit unzuverläſſiger 
rumäniſcher Bevölkerung entſtehen würde und endlich vom Standpunkte der 
auswärtigen Politik, weil es ſich dabei um Annexionen und um ein Hin- und 
Herſchieben von Völkern handelt und weil dadurch überdies jedes freundſchaft— 
liche Verhältnis zu Rumänien zur Unmöglichkeit wurde. An der urſprüng⸗ 
lich ins Auge gefaßten Grenzlinie mußte trotzdem noch eine Zeit feſtgehalten 
werden, weil die Frage zur Herbeiführung eines den Mittelmächten freund— 
licheren Regimes in Rumänien ausgenützt werden ſollte. Der Miniſter des 
Außern ſuchte beſonders dahin zu wirken, daß ein Kabinett Marghiloman zu- 
ſtande komme, welches eine uns freundliche Politik inaugurieren ſollte. Er 
glaubte, daß mit einem ſolchen Kabinett ein Verſtändigungsfriede leichter zu— 
ftunde kommen werde und war auch entſchloſſen, einen ſolchen Frieden durch 
weitgehende Zugeſtändniſſe zu ermöglichen, vor allem auch dadurch, daß er ihm 
ſeine diplomatische Unterſtützung in der beßarabiſchen Frage zuſicherte. Er er- 
klärte Marghiloman und gab ihm dies auch ſchriftlich, daß er einem Kabinett, 
an deſſen Spitze er treten würde, weitgehende Zugeſtändniſſe machen und ins⸗ 
beſondere auf die Abtretung bevölkerter Plätze, wie Turn-Severin und Oena, 
verzichten würde. Als das Kabinett Marghiloman zuſtande kam, wurden dann 
auch die Grenzforderungen Oſterreich-Ungarns trotz des lebhaften Widerſpruches 
der ungariſchen Regierung um etwas mehr als die Hälfte reduziert. Die Unter⸗ 
handlungen mit Rumänien ſpitzten ſich beſonders in der Frage der Orte Azuga 
und Buſteni ſowie in der Frage des Lotrugebietes zu. Am 24. März bereitete 
Graf Czernin dieſen Verhandlungen ein Ende, indem er erklärte, er ſei bereit, 
auf Azuga und Buſteni vollſtändig und daneben auch auf die Hälfte des 
ſtrittigen Lotrugebietes zu verzichten, wenn Marghiloman bereit wäre, die 
Grenzfrage auf dieſer Grundlage zu regeln. Marghiloman erklärte ſich mit 
dieſem Kompromiß einverſtanden. Am nächſten Tage wurde dasſelbe jedoch 
von der ungariſchen Regierung abgelehnt und erſt nach neuerlicher telegraphiſcher 
Berührung mit dem Kaiſer und Wekerle konnte die Zuſtimmung aller kompe⸗ 
tenten Faktoren zu dem Kompromiß erlangt werden, das übrigens in Ungarn 
von weiten Kreiſen als unzulänglich betrachtet wurde.“ Redner fährt fort. Das 
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Prokoll über Bukareſt ift zu lang, um es hier in feiner Gänze vorzutragen. Ich 
laſſe es jedoch dem Drucke meiner Rede als Beilage beifügen. Nun noch ein Wort 


über den türfifch-bulgarifchen Streit. 


„Es muß betont werden, daß Bulgarien auf Grund eines alten Vertrages 
mit den Zentralmächten, ein Vertrag, der noch auf Kaiſer Franz Joſef zurück— 
reicht, ein Recht auf einen Teil der Dobrudſcha hatte. Der übrige, der nördliche 
Teil, welchen es ſo ſtürmiſch verlangte, war ihm niemals zugeſagt worden. 

Was den türkiſch⸗bulgariſchen Streit anbelangt, jo entſtand derſelbe 
daraus, daß die Türkei erklärte, ſie habe mit bedeutenden Truppenmaſſen an 
der Eroberung der Dobrudſcha teilgenommen und ſie könne nicht zugeben, daß 
dieſes Land nunmehr in ſeiner Gänze an Bulgarien falle und ſie ſelbſt, die 
Türkei, vollſtändig leer ausgehe. Sie verlange daher als Belohnung für ihre 
bei der Eroberung der Dobrudſcha geleiſtete Hilfe die Rückerſtattung jenes 
Gebietes, welches ſie an Bulgarien zur Zeit des bulgariſchen Kriegseintrittes 
abgetreten hatte. Man konnte dieſem Standpunkt unmöglich alle Berechtigung 
abſprechen. Die Verhandlungen zwiſchen Talaat Paſcha und Radoslawow 
geſtalteten ſich ungemein ſchwierig, weil keiner der beiden Staatsmänner dem 
anderen nachgeben wollte. Kühlmann und meine Wenigkeit waren bei dieſen 
Verhandlungen nur die Vermittler und ſchließlich gelang es, die beiden Streit- 
teile auf jene Form zu einigen, welche in dem Friedensvertrag ihren Ausdruck 
gefunden hat. 

Aus den vorliegenden Protokollen von Breſt und Bukareſt erhellt, daß 
ich in Breſt durch den reichsdeutſchen und in Bukareſt durch den ungariſchen 
Widerſtand von meiner Linie abgedrängt worden bin. Das leugne ich keinen 
Augenblick. Ich hatte in beiden Fällen die Wahl, zu bleiben und durch mein 
Eingreifen die Gegenſätze möglichſt zu mildern, oder zu gehen und dadurch in 
dieſen Momenten die Situation noch mehr zu komplizieren. Ich habe in Breſt 
die erſtere Eventualität gewählt, weil ich der Anſicht war, daß ein Wechſel die 
Schwierigkeiten und Schärfen nicht gemildert, ſondern verſtärkt hätte. Das 
gilt für Breit. In Bukareſt zog ich die zweite Konſequenz, weil ich die Über⸗ 
zeugung gewann, daß die Kräfte, die ſich gegen mich verſchworen hatten, es mir 
unmöglich machen würden, mein Ziel zu erreichen. 

Ich möchte jetzt, meine Herren, noch einige Worte verlieren über den 
unglückſeligen U-Bootkrieg, welcher zweifellos der Anfang vom Ende war, und 
ich möchte die Gründe, die uns in dieſem, wie in manchem anderen Falle gegen 
unſere Überzeugung zwangen, dieſer Taktik zuzuſtimmen, erklären. Bald nach 
meiner Amtsübernahme begann in deutſchen Köpfen der Gedanke des 
unbeſchränkten U-Bootkrieges zu ſpuken. Der Hauptverfechter dieſer Idee war 


der Admiral Tirpitz. Es muß zur Ehre des früheren Reichskanzlers Bethmann⸗ 
Hollweg geſagt werden, daß er ſich lange ablehnend verhielt und mit allen 
Mitteln und Argumenten gegen dieſes gefährliche Mittel opponierte. Schließlich 
iſt er unterlegen, wie in dieſem Kriege alle Politiker den Militärs unterlegen 
ſind. Zu uns kam damals der Admiral Holtzendorff und in ſtundenlangen 
Debatten wurde die Frage von allen Seiten beleuchtet. Meine damaligen 
Miniſterkollegen Tisza und Clam ſowohl wie meine Wenigkeit, waren mit Kaiſer 
Karl in der Ablehnung dieſes Vorſchlages vollſtändig einig, und rückhaltlos 
zugeſtimmt hat dem Gedanken nur der damalige Admiral Haus. Es muß hier 
konſtatiert werden, daß die deutſche Motivierung nicht ſo ſehr darauf ging, 
England durch Hunger zu beſiegen, ſondern darin gipfelte, daß die Weſtfront 
nicht zu halten ſei, wenn die amerikaniſchen Munitionstransporte nicht 
verſenkt würden, daß alſo ein rein techniſch-militäriſches 
Moment in den Vordergrund geſchoben wurde. Ich 
habe damals ernſtlichſt die Abſicht ventiliert, uns in dieſer Frage von Deutſch⸗ 
land zu trennen und die geringe Zahl unſerer U-Boote hätte unſer Nichtmit⸗ 
machen kaum bemerkbar gemacht. Aber ein anderer Umſtand fiel in die Wag⸗ 
ſchale. Sollte der U-Bootkrieg in den nördlichen Gewäſſern mit Erfolg geführt 
werden, dann mußte er gleichzeitig in dem Mittelmeere einſetzen. Blieb 
dieſes frei, ſo wären die Transporte über Italien, Frankreich und Dover 
nach England gegangen und hätten den nördlichen U-Bootkrieg paralyſiert. Um 
aber den U-Bootkrieg in der Adria führen zu können, mußten wir den Deutſchen 
unſere Stützpunkte wie Pola, Trieſt und Cattaro überlaſſen. Taten wir dies, 
fo machten wir de facto den UBootkrieg mit. Unterließen wir es, jo fielen wir 
damit Deutſchland in den Rücken und verhinderten ihren U-Bootkrieg, das heißt 
wir kamen in direkten Konflikt mit Deutſchland. So gaben wir zu dieſem Vor⸗ 
ſchlag mit ſchwerem Herzen unſere Einwilligung, nicht gewonnen durch die 
Argumente, aber bezwungen durch die Ohnmacht, anders handeln zu können. 
Nun, meine Herren, ich eile zum Schluſſe: Ich werde nur noch mit einem 
kurzen Wort die Gegenwart berühren. Von Zeit zu Zeit gehen Nachrichten durch 
die Blätter, daß Herren ſich in der Schweiz befänden, um dort einen Putſch 
vorzubereiten. Und auch ich wurde unter den Namen dieſer Männer genannt. 
Ich bezweifle, daß irgend etwas Wahres an dieſer Sache iſt, was meine Wenig— 
keit anbetrifft, ſo ſind die Nachrichten falſch, denn ich habe die Monarchie ſeit 
neun Monaten nicht verlaſſen. Da jedoch meine diesbezügliche Richtigſtellung 
auch wieder Mißverſtändniſſe ausgelöſt zu haben ſcheint, ſo möchte ich meinen 
Standpunkt hier kurz und ich glaube klar präziſieren: Ich bin der größte Gegner 
eines jeden Putſchverfuches. Ich bin überzeugt, daß ein jeder Putſchverſuch wur 
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den Bürgerkrieg auslöſt und das kann niemand wünſchen. Ich bin daher der Miei- 
nung, daß die republikaniſche Staatsform unberührt bleiben muß, bis das deutſch— 


öſterreichiſche Volk in ſeiner Geſamtheit ſeinen Entſchluß gefaßt hat. Erſt das 


deutſche Volk kann aber definitiv darüber entſcheiden. Weder die monarchiſche 
noch die republikaniſche Staatsform find an und für ſich Dogmen der Demo— 
kratie. Das Königreich England iſt ebenſo demokratiſch, wie die republikaniſche 
Schweiz. Ich kenne kein Land, in dem man ſo frei lebt, als in England. Aber 
ein Dogma der Demokratie iſt es, daß das Volk ſelbſt beſtimmt, wie es regiert 
werden will, und daher wiederhole ich, kann erſt die Konſtituante das entſcheidende 
Wort ſprechen. Ich glaube, daß ich mich in dieſer Auffaſſung vollkommen auf 
der gleichen Linie bewege, wie die heutige Regierung. Um den Willen des 
Volkes zu erfahren, gibt es zwei Wege: Entweder ein jeder Kandidat der Kon— 
ſtituante kandidiert auf das monarchiſche oder republikaniſche Programm und 
dann kann die Konſtituante ſelbſt durch ihre Majorität die Entſcheidung treffen, 
oder die Frage Monarchie oder Republik wird durch ein Plebiſzit entſchieden. 
Es iſt bekannt, daß ich perſönlich ſo ſchwere Konflikte mit dem früheren Kaiſer 
gehabt habe, daß ein Zuſammenarbeiten von uns beiden für alle Zeiten ein Ding 
der Unmöglichkeit iſt. Man kann alſo nicht glauben, daß ich aus perſönlichen 
Gründen für das frühere Regime eingenommen ſei. Aber ich jongliere nicht 
mit dem Begriff der Demokratie, und ihr Weſen verlangt es, daß das Volk 
ſelbſt die Entſcheidung treffe. Ich glaube, daß die Majorität Deutſchöſterreichs 
gegen das frühere Regime iſt, und wenn ſie dies ausgeſprochen hat, dann iſt 
der demokratiſchen Forderung Genüge getan. 

Damit, meine Herren, bin ich am Ende deſſen angelangt, das Ihnen 
vorzutragen ich mir vorgenommen hatte. Ich habe vergeblich verſucht, gemein- 
ſam mit Deutſchlaud einen Frieden zu erreichen. Aber nicht vergeblich war 
mein Streben, den Deutſchöſterreichern jene entſetzliche Eventualität zu erſparen, 
auch noch in einen bewaffneten Konflikt mit Deutſchland zu kommen. Das kann 
ich ſagen, ohne Überhebung ſagen, ich habe dieſes deutſche Bündnis verteidigt, 
wie mein eigenes Kind, und ich weiß nicht, was geſchehen wäre, wenn ich dies 
nicht getan hätte. Die Extratour Andraſſys im letzten Moment hatte auch der 
weiten Offentlichkeit gezeigt, wie nahe die Gefahr eines Krieges mit Deutſch⸗ 
land war, denn dasſelbe Experiment ſechs Monate früher unternommen, war 
der Krieg mit Deutſchland, hieß Oſterreich zum Kriegsſchauplatze machen. 

Dem deutſchen Volke ſtehen böſe Jahre bevor. Aber ein Millionenvolk 
kann nicht untergehen und wird nicht untergehen. Der Tag wird kommen, an 
welchem die Wunden dieſes Krieges zu heilen und zu vernarben beginnen und 


das wird der Tag ſein, an welchem eine beſſere Zukunft anbricht. 


Die Armeen Oſterreichs ſind ſeinerzeit ausgezogen, um Oſterreich zu 
retten. Sie haben es nicht retten können. Aber wenn aus dieſem Meer von 
Blut und Leiden eine beſſere, freiere, edlere Welt entſteht, dann ſind ſie nicht 
umſonſt geſtorben, alle unſere Lieben, die da draußen liegen in der fremden 
kalten Erde; dann ſind ſie geſtorben für das Glück, den Frieden und die Zukunft | 
der de Generationen! 


aan 


Beilage. 


Drotokoll 


über die Bukareſter Friedensverhandlungen. 


Eine zweite Forderung Sſterreich-Ungarns, die in den Bukareſter Ver⸗ 
handlungen eine gewiſſe Rolle ſpielte, bezog ſich auf den Plan, ein Wirtſchafts⸗ 
bündig zwiſchen Sſterreich-Ungarn und Rumänien abzuſchließen. Für dieſe 
Forderung intereſſierte ſich beſonders die öſterreichiſche Regierung, welche für die 
Grenzforderungen, obgleich ſie teilweiſe auch Oſterreich zugute kamen, kein Inter⸗ 
eſſe hatte, ſich im Gegenteil eher ablehnend zu ihnen verhielt. Der Plan eines 
ſolchen Wirtſchaftsbündniſſes ſtieß jedoch in Ungarn auf Schwierigkeiten. Un⸗ 
mittelbar vor Beginn der Bukareſter Verhandlungen wurde ein Verſuch unter⸗ 
nommen, dieſen Widerſtand der ungariſchen Regierung zu überwinden und ihre 
Zuſtimmung dazu zu erlangen, daß wenigſtens bedingungsweiſe, für den Fall 
der Verwirklichung des geplanten Zollbündniſſes mit Deutſchland auch ein Wirt⸗ 
ſchaftsbündnis mit Rumänien ins Auge gefaßt werde. Dieſe Zuſtimmung war 
jedoch damals nicht zu erlangen. Die ungariſche Regierung behielt es ſich vor, 
zu der Frage ſpäter Stellung zu nehmen und verſtändigte am 8. März ihre 
Vertreter in Bukareſt, daß ſie den Plan ablehnen müſſe, weil das künftige wirt⸗ 
ſchaftliche Verhältnis zu Deutſchland ſich noch nicht überblicken laſſe. Infolge⸗ 
deſſen konnte dieſe Frage in den Friedensverhandlungen vorerſt keine Rolle 
ſpielen und man mußte ſich damit begnügen, die maßgebenden rumäniſchen 
Perſönlichkeiten lediglich privat zu ſondieren, wie ſie ſich zu einem ſolchen Vor⸗ 
ſchlag verhalten würden. Die Anregung wurde auf rumäniſcher Seite im all⸗ 
gemeinen, günſtig aufgenommen und man ſtellte ſich auf den Standpunkt, daß 
ein ſolches Wirtſchaftsbündnis im Intereſſe Rumäniens durchaus wünſchens⸗ 
wert wäre. Infolgedeſſen wurde während der Pauſe, die nach der Paraphierung 
der Friedensabmachungen zu Oſtern in den Verhandlungen eintrat, der Verſuch 
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wieder aufgenommen, den Widerſtand der ungarischen Regierung zu überwinden, 
dieſe Verhandlungen waren jedoch noch im Zuge, als der Miniſter des Außern 
von ſeinem Amte zurücktrat. 

Auf deutſcher Seite wurde ſchon vor Beginn der Bukareſter Verhand⸗ 
lungen in Ausſicht genommen, Rumänien in den Friedensverhandlungen, 
beſonders auf wirtſchaftlichem Gebiete, eine Reihe von Verpflichtungen auf⸗ 
zuerlegen, die eine Art indirekter Kriegsentſchädigung bilden ſollten. Zunächſt 
war beabſichtigt, die Okkupation der Walachei noch fünf bis ſechs Jahre nach dem 
allgemeinen Friedensſchluß aufrechtzuhalten. Dann ſollte Rumänien ſeine 
Petroleumgebiete, ſeine Eiſenbahnen, ſeine Hafenplätze, ſeine Domänen deutſchen 
Geſellſchaften zu Eigentum abtreten und ſich auch eine dauernde Kontrolle ſeiner 
Finanzen gefallen laſſen. Sſterreichiſch-ungariſcherſeits wurden dieſe Forderungen 
von Anbeginn an bekämpft mit der Motivierung, daß mit einem wirtſchaftlich 
ſo vollſtändig ausgeplünderten Rumänien freundſchaftliche Beziehungen unmög⸗ 
lich ſein werden, Oſterreich-Ungarn aber darauf angewieſen ſei, mit Rumänien 
in guter Freundſchaft zu leben. Beſonders nachdrücklich und nicht ganz ohne 
Erfolg wurde dieſer Standpunkt in einer am 5. Februar bei einer beim Reichs⸗ 
kanzler ſtattgefundenen Konferenz vertreten. Mitte Februar wandte ſich der 
Kaiſer mit einer perſönlichen Depeſche an den deutſchen Kaiſer, um vor dieſen 
Plänen, die dem Abſchluß eines Friedens hinderlich ſein könnten, zu warnen. 
Den Rumänen wurden dieſe Forderungen erſt in einem relativ ſpäten Stadium 
der Verhandlungen, erſt nach der Ernennung Marghilomans, mitgeteilt. Bis 
dahin bildeten dieſe Fragen den Gegenſtand unausgeſetzter Erörterungen 
zwiſchen Deutſchland und Sſterreich-Ungarn. Letzteres war anhaltend bemüht, 
die Forderungen Deutſchlands zu mildern, nicht nur im Intereſſe der Erreichung 
eines Verſtändigungsfriedens, ſondern auch, weil ein Fußfaſſen Deutſchlands 
in Rumänien in dem urſprünglich beabſichtigten Umfang für die öſterreichiſch⸗ 
ungariſchen wirtſchaftlichen Intereſſen nachteilig geweſen wäre. Die Forderungen, 
die urſprünglich bezüglich der rumäniſchen Eiſenbahnen und der Domänen ins 
Auge gefaßt waren, wurden denn auch deutſcherſeits fallen gelaſſen und auch 
der Plan einer Abtretung der rumäniſchen Hafenplätze wurde in den Plan einer 
rumäniſch⸗deutſch⸗öſterreichiſch⸗ungariſchen Hafenbetriebsgeſellſchaft verwandelt, 
die übrigens ſchließlich nicht zuſtande kam. Auch in der Petroleumfrage wurde 
nicht mehr von einer Abtretung, ſondern von einer 90jährigen Pacht der ſtaat⸗ 
lichen Erdölterraine und von der Errichtung einer unter deutſcher Leitung 
ſtehenden Handelsmonopolgeſellſchaft für Erdöl geſprochen. Endlich wurde ein 
Wirtſchaftsabkommen angebahnt, welches die landwirtſchaftlichen Produkte 
Rumäniens für eine Reihe von Jahren den Zentralmächten ſichern ſollte. Die 
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Idee einer Ständigen Kontrolle Deutſchlands über die rumäntſchen Finanzen 
wurde auf öſterreichiſch-ungariſchen Widerſpruch ebenfalls fallen gelaſſen. Die 
Verhandlungen, die mit Marghiloman und ſeinen Vertretern über dieſe Fragen 
geführt wurden, zogen ſich ſtark in die Länge. Beſonders große Differenzen gab 
es bei dem Wirtſchaftsabkommen in der Preisfrage; dieſe konnten erſt im letzten 
Augenblick, vor der am 28. März erfolgten Paraphierung des Vertrages, 
durch Annahme des rumäniſchen Standpunktes beſeitigt werden. In der 
Petroleumfrage, in welcher ſich die Gegenſätze beſonders ſtark zuſpitzten, einigte 
man ſich ſchließlich gegenüber der ablehnenden Haltung der deutſchen wirtſchaft— 
lichen Unterhändler einerſeits und des rumäniſchen Miniſters des Außern Arion 
anderſeits auf eine Konpromißformel, wonach insbeſondere über die auf das 
Handelsmenopol bezüglichen Beſtimmungen des Erdölabkommens neue Ver— 
handlungen ſtattfinden ſollen und der urſprüngliche Entwurf nur in dem Falle 
in Kraft treten ſolle, wenn dieſe Verhandlungen zu keinem Ergebnis führen. 
Auch die deutſche Forderung einer Verlängerung der Okkupation um fünf 
bis ſechs Jahre nach dem allgemeinen Frieden ſpielte in mehreren Stadien der 
Verhandlungen eine große Rolle und wurde von öſterreichiſch-ungariſcher Seite 
von Anbeginn an entſchieden bekämpft. Sſterreich-Ungarn trat dafür ein, daß 
man Rumänien durch den Friedensſchluß im Prinzipe die geſamte legislative 
und exekutive Gewalt wiedergeben und ſich nur bezüglich einer beſchränkten 
Anfahl von Agenden ein gewiſſes Kontrollrecht, jedoch nicht über den allgemeinen 
Frieden hinaus vorbehalten müſſe Zur Unterſtützung dieſes Standpunktes ſührte 
der Miniſter des Außern insbeſondere an, daß das Aufkommen einer uns freund⸗ 
lichen Regierung in Rumänien (zu jenem Zeitpunkt beſtand noch das Kabinett 
Averescu) unmöglich wäre, wenn wir Rumänien dauernd in unſeren Joch halten 
wollen. Alle unſere Beſtrebungen müſſen vielmehr darauf gerichtet ſein, daß das, 
was Rumänien gegenüber erreicht werden ſoll, durch eine Verſtändigung mit 
jenen Politikern erreicht werde, die eine den Mittelmächten freundliche Politik 
zu verfolgen bereit ſind. Das Hauptziel unſerer Politik, ſolche Männer in 
Rumänien ans Ruder kommen zu laſſen und ihnen das Verbleiben in der Regie— 
rung zu ermöglichen, werde jedoch durch allzu ſcharfe Forderungen unerreichbar 
gemacht Wir würden auf dieſem Wege etwas für einige Jahre erreichen und 
dafür mit der ga zen Zukunft bezahlen. Es gelang uns auch, den deutſchen 
Staatsſekretär Kühlmann von der Unrichtigkeit der auf die Verlängerung der 
Okkupation bezüglichen Forderung, die beſonders von der deutſchen Oberſten 
Heeresleitung vertreten wurde, zu überzeugen. Tatſächlich erklärte nach dem 
Rücktritt Averescus Marghiloman, daß dieſe Forderungen ihm die Bildung eines 
Kabinetts ganz unmöglich machen würden. Und nachdem man ihm deutſcher⸗— 
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ſeits erklärte, daß die deutſche Oberſte Heeresleitung auf dieſer Forderung ver⸗ 
harre, willigte er in die Kabinettsbildung erſt ein, als ſich der öſterreichiſch⸗ 
ungariſche Miniſter des Außern verbürgte, daß eine günſtige Löſung der 
Beſatzungsfrage gefunden werden wird. Es iſt auch dann ſpäter gelungen, auch 
in dieſer Frage zu einer Verſtändigung mit Rumänien zu gelangen. | 

Zu den entſcheidenden Fragen des Friedensſchluſſes mit Rumänien gehörte 
endlich die Frage der Abtretung der Dobrudſcha, die von bulgariſcher Seite jo 
ſtürmiſch gefordert wurde, daß es unmöglich war, darüber hinwegzukommen. 
Das Ultimatum, das dem Präliminarfrieden von Buftea vorherging, mußte 
denn auch hauptſächlich auf die Dobrudſchafrage abgeſtellt werden, da Bulgarien 
bereits über Undankbarkeit der Zentralmächte über die Enttäuſchung Bulgariens 
und über die üblen Folgen dieſer Enttäuſchung für die ſpätere Kriegführung 
ſprach. Graf Czernin konnte lediglich durchſetzen, daß den Rumänen für den Fall 
der Abtretung der Dobrudſcha wenigſtens eine ſichere Zufahrt zum Hafen von 
Konſtanza zugeſagt werde. In der Hauptſache fand die Dobrudſchafrage bereits 
in Buftea ihre Erledigung. Als ſpäter bulgariſcherſeits der Wunſch auftauchte, 
die Beſtimmung des Präliminarvertrages, wonach die Dobrudſcha bis zur Donau 
abzutreten wäre, ſo auszulegen, daß damit die Abtretung des Gebietes bis zum 
nördlichen Donauarm, dem Kiliaarm, gemeint ſei, wurde dieſer Forderung 
ſowohl deutſcherſeits als auch öſterreichiſch-ungariſcherſeits der entſchiedenſte 
Widerſtand entgegengeſetzt und es wurde im Friedensvertrag ausdrücklich aus 
geſprochen, daß die Dobrudſcha nur bis zum St. Georgsarm abzutreten ſei. 
Dieſe Stellungnahme hat bei den Bulgaren abermals verſtimmt, war jedoch 
unvermeidlich, da die Aufſtellung dieſer neuen Forderung wahrſcheinlich auch 
den Präliminarfrieden von neuem aufgerollt hätte. 

In dieſem Stadium befanden ſich die Verhandlungen, als Graf Czernin 
von feinen: Amte zurücktrat.“ 
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